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A.  Kurzer  geschichtlicher  Rückblick. 


Schon  in  frühen  Zeiten  trat  naturgemäß  das  Be- 
streben hervor,  die  wirtschaftliche  Existenz  des  Menschen 
gegen  die  schweren  Schädigungen  zu  schützen,  denen  sie 
von  jeher  durch  die  unvorhergesehenen  Angriffe  elemen- 
tarer Feuersgewalt  ausgesetzt  gewesen  ist.  Die  ersten 
Ansätze  hierzu  reichen  bis  in  das  früheste  Mittelalter 
zurück  und  linden  sich  in  den  isländischen  Repps,  sj)äter 
in  den  Feuerkassen  der  Gfilden  und  Zünfte.  Es  handelte 
sich  hierbei  aber  immer  nur  um  die  auf  Gegenseitigkeit 
beruhende,  volksgenossenschaftliche  Selbsthilfe,  die  sich 
selbständig  ihre  eigenen  ^^ormen  schuf  Erst  das  stei- 
gende soziale  Bedürfnis  neuerer  Zeiten  hat  dazu  geführt, 
daß  sich  auch  der  Gesetzgeber  mit  dem  Versicherungs- 
verträge befaßte.  Dem  gewaltigen  Werke  friderizianischen 
Geistes,  dem  Allgemeinen  Landreclit  für  die  Preußischen 
Staaten,  blieb  es  vorbehalten,  auch  nach  dieser  Richtung 
hin  bahnbrechend  die  ersten  rechtlichen  Grundsteine  zu 
legen.  Das  Preußische  Mobiliarversicherungsgesetz  vom 
8.  Mai  1837  baute  darauf  weiter.  Die  anderen  deutschen 
Staaten  folgten  allmählich  nach.  Mit  der  Schöpfung  des 
um  die  jüngste  Jahrhundertwende  in  Kraft  getretenen 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  erfüllte  sich  indessen  die  Hoff- 
nung, es  werde  auch  der  Versicherungsvertrag  darin  seine 
eingehende  Regelung  erfahren,  nicht.   Die  Bestrebungen 
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aber,  die  auf  eine  einheitliche  Eechtsgestaltung  nach  dieser 
Eichtling  hinarbeiteten,  sollten  nicht  mehr  zur  Euhe 
kommen.  Der  nächste  Erfolg  war  das  Eeichsgesetz  vom 
12.  Mai  1901,  worin  im  Wesentlichen  Zulassung,  Beauf- 
sichtigung und  Greschäftsbetrieb,  mithin  die  öffentlich- 
rechtliche Seite  der  privaten  Versiclierungsunternehmungen, 
geordnet  wurde.  Den  Schlußstein  in  dieser  Entwickelung 
bildet  nun  das  Eeichsgesetz  über  den  Versicherungsver- 
trag vom  30.  Mai  1908,  das  nach  Art.  1  des  E.  G.  dazu 
am  1.  Januar  1910  —  als  dem  darin  vorgesehenen  spä- 
testen Zeitpunkte  —  in  Kraft  treten  wird. 

Das  neue  Reichsgesetz,  dem  fortan  die  rechtlichen 
Grundlagen  für  jede  das  Versicherungswesen  betreffende 
Untersuchung  zu  entnehmen  sind,  hat  sein  charakteris- 
tisches Gepräge  dadurch  erhalten,  daß  es  den  Ausbau 
des  Versicherungs Verhältnisses  in  allen  wesentlichen  Be- 
ziehungen der  freien  Verfügung  der  Parteien  überläßt. 
Die  Begründung  zum  Gesetz  —  Seite  11  —  äußert  sich 
dahin:  „AVenn  es  von  einzelnen  Seiten  als  das  erstrebens- 
werte Ziel  bezeichnet  worden  ist,  die  gesetzliche  Regelung 
für  die  besonderen  Versicherungszweige  so  erschöi^fend 
und  in  sich  geschlossen  zu  gestalten,  daß  die  Versiche- 
rungsbedingungen und  Versicherungsverträge  im  Wesent- 
lichen nur  auf  das  Gesetz  zu  verweisen  brauchten,  ohne 
das  Vertrags  Verhältnis  noch  besonders  zu  normieren,  so 
wäre  damit  dem  Gesetz  eine  Aufgabe  gestellt,  die  bei  der 
Vielgestaltigkeit  der  Verhältnisse  nicht  zu  lösen  ist." 

B.  Versicherungswertermittelung  bei  be- 
weglichen Gegenständen. 

Bei  dieser  Sachlage  erhellt  ohne  weiteres,  daß  auch 
in  Zukunft  die  Fortentwickelung  unseres  Versicherungs- 
rechtes in  erster  Linie  auf  die  Anregungen  aus  der  ver- 
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siclierimgstecliiiischen  Praxis  angewiesen  sein  wird.  Dalier 
dürfte  es  aber  auch  nicht  ohne  Interesse  und  Wert  sein, 
im  Zusammenhange  zu  verfolgen,  in  welcher  AVeise  die 
Praxis  wichtigste  Seiten  des  Versicherungsvertrages  her- 
ausgearbeitet hat.  So  soll  im  Nachfolgenden  eine  der 
bedeutsamsten  Fragen  auf  dem  Grebiete  der  Feuerver- 
sicherung —  die  Wertermittelung  an  versicherten  beweg- 
lichen Gegenständen  im  Brandschadenfalle  —  einer  Er- 
örterung unterzogen  werden.  Wie  wird  sich  diese  Wert- 
ermittelung gestalten  auf  der  Grundlage  des  Reichsge- 
setzes über  den  Versicherungsvertrag  und  der  von  der 
Vereinigung  der  in  Deutschland  arbeitenden  Privat-Feuer- 
Versicherungsgesellschaften  und  dem  Verbände  Deutscher 
Privat-Feuerversicherungs-Gesellschaften  auf  Gegenseitig- 
keit angenommenen,  inzwischen  auch  staatlich  genehmigten 
„Allgemeinen  Versicherungsbedingungen"  vom  8.  Mai  1909 
—  dieser  Bestimmungen,  die  fortan  in  der  ungeheuer 
überragenden  Mehrzahl  aller  Fälle  den  Inhalt  der  unter 
der  Herrschaft  des  Eeichsgesetzes  abgeschlossenen  Feuer- 
versicherungsverträge zu  bilden  berufen  sein  werden? 

Es  wird  zunächst  erforderlich,  in  Kürze  auf  die  all- 
gemeinen gesetzlichen  Grundlagen  einzugehen,  die  für  die 
Beantwortung  jener  Frage  gegeben  sind. 

I.  Allgemeiner  Teil. 

a)  Versicherungswert. 

Was  ist  Versicherungswert?  Das  Beichsgesetz 
gibt  in  seinem  §  51  für  den  Begriff  insofern  eine  Er- 
klärung, als  es  ihn  als  „Wert  des  versicherten  Interesses" 
bezeichnet.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  dieses  —  je 
nach  der  Art  der  Versicherung  —  ein  sehr  verschiedenes 
sein  kann.   Hierauf  des  Näheren  einzugehen,  würde  über 
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den  Eahmen  dieser  Untersuchung  hinausführen.  Bei  der 
Feuerversicherung  ist  dieses  Interesse  „an  eine  hestimmte 
Sache  geknüpft."  Wie  es  sich  im  einzelnen  gestaltet^ 
wird  sich  aus  nachfolgenden  Betrachtungen  ergehen. 

Gemäß  §  1  a.  a.  0.  ist  der  Versicherer  verpflichtet, 
„nach  dem  Eintritt  des  Yersicherungsfalles  dem  Versiche- 
rungsnehmer den  dadurch  verursachten  Vermögensschaden 
nach  Maßgabe  des  Vertrages  zu  ersetzen."  Der  freien 
Parteiverfügung  ist  weitester  Spielraum  gegeben.  Sie 
findet  ihre  Schranke  darin,  daß  immaterielle  Grüter  aus- 
geschlossen sind,  weil  die  Vereinbarung  damit  des  Cha- 
rakters als  Versicherungsvertrag  entkleidet  und  dem  Spiel 
oder  der  Wette  genähert  wäre.  Mit  Aufnahme  der  Worte 
„nach  Maßgabe  des  Vertrages"'  sollte  die  Auöassung  ab- 
gelehnt werden,  als  sei  schlechthin  jeder  Vermögensschaden 
ohne  Eücksicht  auf  vertragliche  Bestimnmngen  zu  ersetzen. 

b)  Mittelbare  Schäden.    Entgangener  Gewinn. 

Nach  der  weitgehenden  Fassung  der  angezogenen  Be- 
stimmung kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  fortan  auch 
mittelbare  Schäden  in  weitestem  Umfange  zum  Gegen- 
stande der  Versicherung  gemacht  werden  können.  Die 
bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  waren  der  Ent- 
wickelung  derartiger  Versicherungsnahme  nicht  günstig. 
A.  L.  K.  II,  8  §  2235  umgrenzte  die  Haftung  des  Versiche- 
rers auf  den  Feuerschaden,  der  „der  versicherten 
Sache  verursacht  wird."  Dazu  trat  die  Erwägung,  daß 
durch  solche  Versicherungsmöglichkeit  leicht  der  Bereiche- 
rung Vorschub  geleistet  werden  könnte,  da  es  naturgemäß 
gerade  in  diesen  Fällen  nicht  leicht  ist,  zuverlässige  Grund- 
lagen für  die  Feststellung  der  Schadenshöhe  zu  gewinnen. 
A.  L.  E.  II,  8  §  1983  stellte  mit  einer  gewissen  Schärfe  als 
Versicherungszweck  in  den  Vordergrund:  „Durch  Versiehe- 
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rungen  muß  der  Versicherte  sich  nur  gegen  Schaden 
decken,  nicht  aber  Bereicherung  dadurch  suchen/- 

Die  Bedürfnisse  des  praktischen  Lebens  drängten  mit 
unab  weislich  er  Kraft  auf  eine  Ausdehnung  der  Versiche- 
rung auf  mittelbare  Schäden  hin.  Das  erste  Stadium 
dieser  Fortbildung  wird  durch  die  durch  Verfügung  des 
Kgl.  Preuß.  Ministeriums  des  Innern  vom  29.  Oktober  1892 

—  M.  Bl.  S.  348  —  erfolgte  Zulassung  der  sogenannten 
Bier-  und  Gersteentwertungs-Versicherung  ge- 
kennzeichnet, wonach  derjenige  Schaden  mitversichert 
werden  kann,  welchen  in  Brauereien  und  Mälzereien  Bier 
und  Gerste  durch  unzureichende  Kellerkühlung,  bezw. 
Verderben  in  unabwendbarer  Folge  einer  Betriebsunfähig- 
keit der  Kühlanlagen,  bezw.  Malzdarren  des  versicherten 
Grundstücks  erleiden,  sofern  die  Betriebsunfähigkeit  durch 
Brand  oder  eventuell  auch  durch  eine  in  die  Feuerver- 
sicherung eingeschlossene  Explosion  verursacht  worden 
ist.  Jedoch  darf  der  Entschädigungsberechnung  für  Bier 
und  Gerste  im  Schadenfalle  kein  höherer  als  der  Selbst- 
kostenpreis zu  Grunde  gelegt  und  es  muß  davon  ^4  zu 
Lasten  des  Versicherungsnehmers  als  Selbstversicherung 
abgesetzt  werden. 

Es  wurde  ferner  auch  die  Versicherung  von  Zucker- 
rüben gegen  Entwertung  in  Brandschadenfällen  gestattet 

—  Erlaß  des  Preuß.  Ministeriums  des  Innern  vom  2.  Fe- 
bruar 1902  —  M.  Bl.  S.  76. 

Nach  den  hierfür  gültigen  besonderen  Bedingungen 
gilt  der  Schaden  versichert,  der  der  versicherten  Fabrik 
dadurch  erwächst,  daß  bei  der  Zerstörung  oder  Beschädi- 
gung ihres  Betriebes  durch  Brand,  Blitzschlag  oder  Ex- 
plosion die  vorhandenen  Eübenvorräte  ganz  oder  teilweise 
nicht  zur  eigenen  Verarbeitung  gelangen  können,  sofern 
diese  Hüben  nicht  etwa  durch  den  Brand  beschädigt  sind. 

Es  bestehen  zwischen  verschiedenen  Zuckerfabriken, 
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die  sich  zu  Yerbänden  zusammengetan  haben,  Verträge, 
inhaltlich  deren  sie  sich  für  den  Fall,  daß  die  eine  oder 
andere  Fabrik  durch  Brand  eine  Betriebsunterbrechung 
erleidet,  infolge  deren  sie  ihre  vorrätigen,  sowie  die  von 
ihren  Lieferanten  und  aus  ihrer  eigenen  Wirtschaft  erst 
noch  abzunehmenden  Büben  nicht  verarl^eiten  kann,  ver- 
pflichtet haben,  diese  Büben  zu  einem  bestimmten  Min- 
destpreis unter  der  Bedingung  einander  abzunehmen,  daß 
alle  Unkosten  bis  zur  Übernahme  seitens  der  übernehmen- 
den Fabrik  zu  Lasten  der  abgebenden  Fabrik  gehen.  Die 
Versicherer  gewähren  nun  für  denjenigen  Schaden  Ver- 
sicherung, der  sich  auf  die  versicherten  Büben  nach  Ab- 
zug vorgedachter,  seitens  der  übernehmenden  Fabrik  zu 
leistenden  Vergütung  gegenüber  dem  tatsächlichen  Ge- 
stehungspreis  ergibt.  Als  Gestehungspreis  gilt  der  An- 
kaufspreis am  Orte  der  kaufenden  Fabrik,  bezw.  deren 
Bübenabnahmestellen,  sofern  Büben  zur  Zeit  des  Brandes 
dortselbst  noch  lagern  oder  noch  abzunehmen  sind,  zu- 
züglich der  Ein-  und  Ausmiete  und  der  Wiederverladungs- 
kosten. Für  Selbstbaurüben  und  alle  Büben,  deren  Ge- 
stehungspreis erst  nach  dem  Geschäftsergebnis  ermittelt 
wird,  gilt  der  Gestehungspreis  für  Kaufrüben  abzüglich 
nicht  aufgewendeter  Unkosten. 

Wenn  auch  für  die  Feuerversicherung  gegen  mittelbare 
Schäden  eine  breite  gesetzliche  Grundlage  geschaffen  ist, 
so  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  dabei  eine  besondere 
Vereinbarung  erforderlich  ist. 

Aus  dem  Wortlaute  des  §  1  des  Beichsgesetzes  folgt 
des  Weiteren,  daß  fortan  entgangener  Gewinn  eben- 
falls zum  Gegenstande  der  Feuerversicherung  gemacht 
werden  kann.  Auch  hier  ist  vertragsmässige  Abrede 
Voraussetzung  —  §  53  a.  a.  0.  — ,  auf  deren  Vorhanden- 
sein allerdings  unter  Umständen  aus  der  Natur  des  ver- 
sicherten G  egenstandes  in  Verbindung  mit  dem  angesetzten 
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Yersiclierungswerte  wird  geschlossen  werden  müssen,  wie 
z.  B.  bei  photographisclien  Negativen,  technischen  Modellen. 
Zeichnungen  und  Plänen.  Es  ist  selbstverständlich,  daß, 
wenn  hier  höhere  Beträge  in  die  Versicherung  eingesetzt 
worden  sind,  nicht  sowohl  der  an  sich  unbedeutende 
Materialschaden,  als  vielmehr  die  Einbuße  versichert  sein 
sollte,  die  der  Versicherungsnehmer  dadurch  erleidet,  daß 
ihm  die  geschäftliche  Verwertung  jener  Gegenstände 
durch  den  Brandschadenfall  zur  Unmöglichkeit  gemacht  ist. 

Entgangener  Gewinn  erscheint  begrifflich  als  ein 
mittelbarer  Schaden  im  weiteren  Sinne  des  Wortes, 
Die  Allgemeinen  Versiclierungsbedingungen  sind  zusammen- 
fassend tür  beide  dahin  normiert: 

„Im  Falle  eines  Brandes  hat  der  Versicherer 
den  durch  die  Zerstörung  oder  die  Beschädigung 
der  versicherten  Sachen  entstehenden  Schaden  zu 
ersetzen,  soweit  der  Schaden  die  versicherten  Sachen 
betrifft,  welche  zerstört  oder  beschädigt  werden,  und 
soweit  die  Zerstörung  oder  die  Beschädigung  auf 
der  Einwirkung  des  Feuers  beruht  oder  bei  dem 
Brande  durch  Löschen,  Niederreissen  oder  Ausräumen 
verursacht  wird  oder  die  unvermeidliche  }<^olge  eines 
Brandes  ist,  der  auf  dem  Grundstücke,  auf  dem 
sich  die  versicherten  Sachen  befinden,  oder  auf 
einem  angrenzenden  Nachbargrundstücke  stattge- 
funden hat.  Der  Versicherer  hat  auch  den  Wert 
der  versicherten  Sachen  zu  ersetzen,  welche  bei  dem 
Brande  abhanden  kommen.  Einen  weiteren  Schaden, 
insbesondere  einen  Aveiteren  mittelbaren  Schaden, 
sowie  den  durch  Eintritt  des  Versicherungsfalles 
entgehenden  Gewinn  umfaßt  die  Versicherung  nur, 
soweit  dieses  besonders  vereinbart  ist." 
-  §  1  Nr.  2  - 

eine  Vertragsbestimmung,  die  sich  mit  den  vorstehend  er- 
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örterten  Darlegungen  deckt  und  sich  bezüglich  der  mittel- 
baren Schäden  im  engeren  Sinne  an  den  Wortlaut  des 
§  83  des  Reichsgesetzes  anschliesst,  mit  der  alleinigen 
Abweichung,  daß  das  Gesetz  die  Worte  ,.so  weit  der 
Schaden  die  versicherten  Sachen  betrifft"  nicht  enthält. 
Dieser  Zusatz  ist  bei  dem  Kaiserlichen  Aufsichtsamte  für 
Privatversicherung  erheblichen  Bedenken  insofern  be- 
gegnet, als  man  befürchtete,  die  Versicherer  könnten 
unter  Berufung  hierauf  vielleicht  die  Entschädigungspflicht 
für  einzelne  mittlere  Schäden  ablehnen,  die  bisher  regel- 
mäßig ersetzt  worden  sind.  Wenn  der  obige  Zusatz 
schließlich  die  Grenehmigung  erhalten  hat,  so  ließ  man 
sich  von  dem  Gedanken  leiten,  daß  damit  wohl 
nicht  eine  zu  Unklarheiten  führende  Einschränkung  der 
Haftung  des  Versicherers  zu  Ungunsten  des  Versiche- 
rungsnehmers beabsichtigt  sein  sollte.  Vom  Standpunkte 
des  versicherungstechnischen  Praktikers  muß  es  in  der  Tat 
ausgeschlossen  erscheinen,  daß  es  versucht  werden  könnte, 
auf  Grund  jener  Passung  zu  einer  von  der  jetzigen  Übung 
abweichenden  Praxis  zu  gelangen. 


c)  Versicherungssumme,    d)  Überversicherung, 
e)  Unterversicherung,  Selbstversicherung, 
f)  Versicherung  nach  Taxe. 

Von  allgemeinen  Bestimmungen,  die  die  Werter- 
mittelung im  Brandschadenfalle,  insbesondere  auch  bei 
beweglichen  Gegenständen  beeinflussen,  bleiben  noch  mit 
wenigen  Sätzen  zu  erörtern:  die  der  Üb  er  Versicherung, 
Unter  Versicherung  und  Taxe. 

Der  §  50  des  Eeichsgesetzes  normiert  für  die  Leistung 
des  Versichereis  ein  Höchstmaß  dahin,  daß  er  äußersten 
Falles  nur  bis  zur  Grenze  der  Versicherungssumme 
haftet.    Ubersteigt  die  letztere  den  Versicherungswert  zur 
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Zeit  des  Eintrittes  des  YersiclierungsfalleS;  so  beschränkt 
sich  die  Ersatzpflicht  bei  strenger  Ablehnung  jeder  Be- 
reicherung auf  die  Höhe  des  Schadens.  Ist  sie  niedriger, 
„so  bestimmt  sich  die  Haftung  für  den  Schaden  nur 
nach  dem  Verhältnis  der  Versicherungssumme  zu  diesem 
Werte."  —  §§  55,  56  a.  a.  0.  Auf  dieser  Grrundlage 
hat  die  Praxis  auch  bisher  schon  die  S  elbstver Sicherung 
entwickelt.    Sie  kann  eine  freiwillige  oder  auferlegte  sein. 

Eine  fakultative  Selbstversicherung  liegt  vor,  wenn 
sich  die  Versicherungssumme  im  Brandschadenfalle  als 
nicht  ausreichend  deckend  herausstellt.  Nach  den  allge- 
meinen Versiclierungsbedingungen  ■ —  §  13  —  ist  dieses 
Selbstversicherungs Verhältnis  innerhalb  jeder  einzelnen  Po- 
sition der  der  Versicherimg  zu  Grunde  liegenden  Wert- 
bestimmung zu  berücksichtigen,  sofern  nicht  gegenteilige 
in  dem  Vertrage  enthaltene  Bestimmungen  eine  Auf- 
rechnung zwischen  einzelnen  Positionen  zulassen.  Fakul- 
tativ ist  diese  Selbstversicherung,  weil  kein  Zwang  für  sie 
vorliegt.  Sie  ist  entAveder  vom  Versicherungsnehmer  aus 
Rücksichten  der  Prämienersparnis  selbst  gewählt  oder  aus 
Nachlässigkeit,  Mangel  an  richtigem  Urteil  über  den  Wert 
der  versicherten  Gregenstände  oder  ähnlichen  Gründen 
stillschweigend  übernommen. 

Da  alle  zur  Zeit  der  Versicherungsnahme  vorhandenen, 
sowie  nachträglich  hinzugekommenen  beweglichen  Gegen- 
stände derselben  Gattung  unter  die  für  diese  Gattung  ge- 
nommene Versicherung  fallen,  so  ist  Voraussetzung  für 
eine  Entschädigung  in  voller  Höhe,  daß  die  für  die  be- 
treffende Position  genommene  Versicherungssumme  genügt. 

Andernfalls  tritt  gemäß  dem  obigen  §  13,  Abs.  3  eine 
Vergütung  nach  dem  Verhältnis  der  Versicherungssumme 
zum  tatsächlichen  Werte  der  zu  einer  Position  gehörigen 
Sachen  zur  Zeit  des  Eintrittes  des  Versicherungsfalles  ein. 
Sind  z.  B.  Möbel  und  Hausgerät  insgesamt  mit  M.  3000 
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versichert,  während  ihr  Wert  am  Tage  des  Brandes 
M.  4000  beträgt,  so  würde  ein  tatsächlicher  Schaden 
von  M.  800  nur  im  Verhältnis  von  4000  zu  3000  gleich 
800  zu  X,  d.  h.  mit  600  zu  vergüten  sein.  Der  Be- 
schädigte würde  also  einen  Schaden  von  M.  200  selbst  zu 
tragen  haben,  d.  h.  für  diesen  Betrag  Selbstversicherer  sein. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  obligatorischen 
Selbstversicherung.  Diese  stellt  sich  nicht  erst  im  Schaden- 
falle heraus,  sondern  wird  von  vornherein  beim  Abschluß 
der  Yersichernng  dem  Antragsteller  zwangsweise  auferlegt. 

Der  Versicherungsnehmer  hat  hier  in  jedem  Falle  einen 
bestimmten  Teil  des  Schadens  selbst  zu  tragen.  Mit  dem 
Auferlegen  einer  derartigen  Verpflichtung  wird  der  Zweck 
verfolgt,  daß  der  Versicherungsnehmer  ein  'größeres 
Interesse  daran  gewinnt,  die  versicherte  Sache  vor  einem 
Brandschaden  zu  bewahren.  Derartige  Erwägungen  können 
beispielsweise  bei  Versicherung  stillstehender  Fabriken  in 
Frage  kommen.  Durch  die  Gewährung  einer  Entschädigung 
in  voller  Höhe  würde  der  Versicherungsnehmer  eine  Be- 
reicherung insofern  erzielen,  als  die  Baulichkeiten  solcher 
Fabriken  für  ihn  kaum  mehr  als  Abbruchswert  darstellen. 
Andererseits  wird  der  Versicherer  auch  bei  besonders 
schweren  Gefahrmöglichkeiten,  w^enn  die  Gefahr  der 
Vernichtung  durch  Brand  —  sei  es,  daß  er  auf  dem 
Versicherungsetablissement  selbst  entsteht,  sei  es,  daß  er 
von  einem  nachbarlichen  Grundstück  übertragen  wird  — 
eine  außergewöhnlich  große  ist,  die  Uebernahme  der 
Versicherung  von  der  Auferlegung  einer  Selb stver Sicherung 
abhängig  machen,  z.  B.  bei  der  Fabrikation  leicht  explo- 
sibler Stoffe,  sowie  bei  Gebäuden,  die  mit  Stroh  oder 
Schindeln  gedeckt  sind.  Werden  in  solchen  Fällen  schon 
erhöhte  Prämien  verlangt,  so  wird  der  Versicherungs- 
nehmer dadurch  noch  zu  ganz  besonderer  Vorsicht  ver- 
anlaßt, daß  ihm  Selbstversicherung  auferlegt  wird.  Diese 
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gelangt  in  dem  Vertrage  dui'cli  die  Bestimmung  zum 
Ausdruck,  daß  der  Versicherungsnehmer  im  Brandschaden- 
falle einen  bestimmten  Anteil  des  Schadens  stets  selbst 
zu  tragen  hat. 

Nach  dem  für  alle  Schadensversicherungen  geltenden 
§  57  des  Eeichsgesetzes  ist  es  statthaft,  durch  vorgängige 
Vereinbarung  den  Versicherungswert  auf  einen  bestimmten 
Betrag  festzusetzen  —  Versicherung  nach  Taxe. 
Diese  vertragsmäßige  Festsetzung  soll  dann  grundsätzlich 
auch  als  der  Wert  gelten,  den  das  versicherte  Interesse 
zur  Zeit  des  Eintritts  des  Versicherungsfalles 
hat.  Die  Feststellung  der  Höhe  des  Schadenersatzes 
wird  auf  diesem  AVege  zu  Gunsten  des  Versicherungs- 
nehmers außerordentlich  erleichtert.  Während  es  sonst 
seine  Sache  ist,  hierfür  die  erforderlichen  Grrundlagen 
zu  schaffen  und  Beweise  zu  führen,  li^gt  es  der  Taxe 
gegenüber  dem  Versicherer  ob,  den  fixierten  Wert 
durch  den  Gegenbeweis  zu  entkräften,  daß  die  Taxe  den 
wirklichen  Wert  des  versicherten  Interesses  bei  Eintritt 
des  Schadenfalles  erheblich  übersteigt. 

Hinsichtlich  der  Versicherung  des  entgangenen  Ge- 
winnes hat  nun  das  Reichsgesetz  nach  §  89  für  die 
Feuerversicherung  die  Vereinbarung  einer  Taxe  ausge- 
schlossen. Der  Gesetzgeber  hat  durch  diese  Bestimmung 
verhüten  wollen,  daß  der  Charakter  des  Versicherungs- 
vertrages —  als  einer  auf  den  Ersatz  des  tatsächlichen 
Schadens  gerichteten  Vereinbarung  —  im  Sinne  von  Spiel 
und  Wette  verwischt  wurde.  Es  sprach  auch  der  Ge- 
danke mit,  daß  durch  die  Möglichkeit,  den  entgangenen 
Gewinn  von  vornherein  beliebig  zu  bestimmen,  leicht  der 
Anreiz  zur  vorsätzlichen  Herbeiführung  von  Brandschaden- 
fällen gegeben  sein  konnte.  Solche  Erwägungen  waren 
es,  die  dazu  geführt  hatten,  daß  sich  auch  bei  der  Ver- 
sicherung beweglicher  Sachen  gegen  Feuersgefahr  die 
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Praxis  von  jeher  gegenü]3er  den  taxierten  Policen  selir 
wenig  zugängiicli  gezeigt  hatte.  Nach  den  §§  2087,  2170, 
II.  8  A.  L.  Jx.  an  sich  zulässig,  A\auTlen  sie  A^on  der 
preußischen  Aufsichtsbehörde  verworfen.  Das  Eeichsge- 
setz  ist  diesen  unzweifelhaft  berechtigten  Bedenken  durch 
die  Bestimmung  begegnet  —  §  87  — ,  daß  bei  beweg- 
lichen Gegenständen  die  Taxe  als  der  Wert  gelten  soll, 
den  das  versicherte  Interesse  zur  Zeit  der  Schliessung 
des  Vertrages  hat.  Der  Versicherer,  der  sich  zur  Ge- 
währung einer  Versicherung  mit  Taxe  entschließt,  hat  das 
lebhafteste  Interesse,  seine  l)esondere  Aufmerksamkeit 
darauf  zu  richten,  daß  es  zu  einer  Uberversicherung  nicht 
kommt.  Bei  Abschluß  des  Vertrages  ist  er  durch  die 
erforderlichen  Grundlagen  in  den  Stand  gesetzt,  die  An- 
gaben des  Versicherungsnehmers  nachzuprüfen.  AVenn  nun 
später  ein  Brandschadenfall  eintritt,  wird  bei  der  Werter- 
mittelung festzustellen  sein,  inwieweit  jene  Sachen  infolge 
Abnutzung  oder  auch  außergewöhnlicher  Umstände  eine 
Wertminderung  erlitten  haben. 


II.  Besonderer  Teil. 

a)  Haushalts-Gebrauchsgegenstände,  Arbeitsge- 
rätschaften, Maschinen. 

Von  diesen  Ausführungen  aus,  die  der  Versicherungs- 
wertermittelung i  m  A 1 1  g  e  m  e  i  n  e  n  gegolten  haben  und  damit 
naturgemäß  auch  die  Grundlage  für  die  Wertermittelung 
bei  beweglichen  Sachen  bilden,  soll  nunmehr  in  die  Er- 
örterung eingetreten  werden,  wie  sich  die  Wertermittelung 
bei  beweglichen  Gegenständen  im  Einzelnen  gestaltet. 

Es  ist  hier  auszugehen  von  der  Bestimmung  des  §  52 
des  Keichsgesetzes : 


„Bezieht  sicli  die  Versicliemng  auf  eine  Saclie, 
so  gilt,  so  weit  sich  nicht  aus  den  Umständen  ein 
Anderes  ergibt,  der  AVert  der  Sache  als  Versiche- 
rungswert." 

Unter  dem  Werte  der  Sache  ist  hier  der  „gemeine 
Wert"  zu  verstehen,  d.  h.  der  Kaufwert,  der  Wert,  den  eine 
Sache  für  jedermann  hat.  Dieses  objektive  Interesse 
soll  versichert  gelten,  sofern  sich  aus  den  Umständen, 
aus  dem  Vertrage  nicht  etwas  Anderes  ergibt. 

Das  A.  L.  R.:  §  1984  II,  8,  wie  auch  das  Preußische 
Gesetz  vom  8.  Mai  1837:  §§  1,4  hielten  mit  voller 
Strenge  für  die  Feuerversicherung  an  dem  Grundsatze 
fest,  daß  ausschließlich  der  gemeine  Wert  als  versichert 
zu  gelten  habe.  Es  wurde  der  Gesichtspunkt  oben  an- 
gestellt, daß  in  erster  Linie  jede  Bereicherungsmöglich- 
keit auszuschließen  sei.  Für  die  Versicherung  des  subjek- 
tiven Interesses,  das  im  außerordentlichen,  für  eine  bestimmte 
Person  gegebenen  Werte  oder  gar  in  einem  Affektionswerte 
seinen  Ausdruck  findet,  war  hier  kein  Raum  gegeben. 
Es  lag  hierein  eine  Härte,  die  bei  strikter  Auslegung  dazu 
führen  mußte,  daß  eine  volle  Entschädigung  regelmäßig 
nicht  zu  erzielen  war.  Wissenschaft  und  Praxis  waren 
in  gleicher  Weise  bemüht,  die  Strenge  dieser  Auffassung 
zu  mildern.  Besonders  treffend  hat  Hasch  das  Ergebnis 
seiner  diesbezüglichen  Untersuchung  dahin  zusammenge- 
faßt —  Seite  72:  „Der,  leitende  Gesichtspunkt  bei  Be- 
stimmung des  Versicherungswertes  muß  stets  der  sein, 
einen  möglichst  zutreffenden  Geldausdruck  zu  finden  für 
die  Höhe  des  beteiligten  direkten  Vermögensinteresses  an 
der  Erhaltung  der  Sache.  Es  sind  persönliche  Verhält- 
nisse insofern  mit  zu  berücksichtigen,  als  zu  eruieren  ist, 
welchen  Vermögenswert  der  Gebrauchsgegenstand  für 
den  Beteiligten,  nicht  welchen  er  noch  für  jedermann 
hat," 


—    22  — 


AYas  nun  die  Stellung  des  Eeiclisgesetzes  anlangt,  so 
folgt  aus  den  zu  Beginn  gegebenen,  allgemeinen  Er- 
örterungen in  Verbindung  mit  der  Fassung  der  vorstehend 
angezogenen  Bestimmung  —  „soweit  sich  nicht  aus  den 
Umständen  ein  anderes  ergibt"  —  mit  unzweifelhafter 
Deutlichkeit,  daß  nach  dieser  Bichtung  hin  der  freien 
Parteiabrede  w^eitester  Spielraum  gewährt  ist.  Es  wird 
fortan  auch  der  außerordentliche  Wert  der  Sache  bei  der 
Versicherung  seine  volle  Berücksichtigung  linden  können. 
Ja,  man  wird  Manes,  a.  a.  0.  zu  §  52,  darin  beipflichten 
müssen,  daß  das  Gesetz  sogar  für  den  Ausschluß  des 
Affektionsinteresses  keinen  Anhalt  gewährt  und  daß  es 
dabei  lediglich  darauf  ankommen  wird,  ob  die  Versicherer 
auf  die  Versicherung  derartiger  w  i  1 1  k  ü  r  1  i  c  h  e  r  Werte 
einzugehen  geneigt  sein  und  versicherungstechnisch  hierfür 
die  richtige  Form  finden  werden. 

Auf  der  Grundlage  dieser  freien  Autfassung  ist  in  An- 
lehnung an  das  Bedürfnis  des  täglichen,  praktischen 
Lebens  für  die  Hauptgruppe  aller  beweglichen  Gegen- 
stände, die  gegen  Feuersgefahr  versichert  werden,  in  §  86 
a.  a.  0.  Bestimmung  dahin  getroffen: 

„Als  Versicherungswert  gilt  bei  Haushalts-  und 
sonstigen  Gebrauchsgegenständen,  bei  Arbeitsgerät- 
schaften und  Maschinen  derjenige  Betrag,  welcher 
erforderlich  ist,  um  Sachen  gleicher  Art  anzuschaffen, 
unter  billiger  Berücksichtigung  des  aus  dem  Unter- 
schiede zwischen  alt  und  neu  sich  ergebenden 
Minder  wertes." 
—  eine  Bestimmung,  die  in  die  Allgemeinen  Versiche- 
rungsbedingungen wortgetreu  übernommen  ist  —  §  13  Nr.  2. 

Es  kommt  also  darauf  hinaus,  welchen  Wert  die  Ge- 
genstände im  Augenblicke  des  Brandes  hatten,  d.  h.  die 
Höhe  des  sogenannten  Zeitwertes  zu  bestimmen. 

Um  nun  diesen  zu  ermitteln,   wird  man  von  dem 
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Neuwerte  aiisgelien  müssen  und  von  diesem  den  Betrag 
kürzen,  um  den  die  Gregenstände  durch  Alter  und  Gfe- 
brauch  geringwertiger  geworden  sind.  Es  wird  solches 
als  Abnutzung  bezeichnet.  Den  Grad  der  Abnutzung 
zu  bestimmen,  ist  eine  der  wichtigsten  und  schwierigsten 
Aufgaben  bei  der  praktischen  Yersicherungswertermittelung. 

Die  Schwierigkeit  liegt  vor  allem  darin,  daß  hierbei 
die  verschiedenartigsten  Momente  zu  berücksichtigen  sind. 

Nimmt  man  als  einfachstes  Beispiel  ein  Kleidungs- 
stück, wie  etwa  einen  im  Grebrauch  befindlichen  Anzug, 
an,  so  wird  bei  der  Festsetzung  des  Grrades  der  Ab- 
nutzung zu  erwägen  sein,  in  welcher  Lebensstellung  sich 
die  betreffende  Person,  die  den  x\nzug  getragen  hat,  be- 
befindet, wie  die  örtlichen  Verhältnisse,  in  denen  dieselbe 
lebt,  beschaffen  sind  und  dergleichen  mehr.  Der  einfache 
Arbeiter  wird  in  der  Begel  nur  einen  besseren  Anzug 
besitzen.  Er  wird  denselben  nur  außerhalb  seines  Berufs 
tragen,  und  auch  da  meist  nur  an  Festtagen  oder  bei  be- 
sonderen Grelegenheiten,  während  er  sich  sonst  in  seiner 
freien  Zeit  mit  einem  älteren  Anzüge  begnügen  wird. 
Ein  dem  obigen  gleichwertiger  Anzug  wird  von  einem 
besser  situierten  Manne  außerhalb  des  Dienstes  auch  an 
Wochentagen  getragen,  von  einem  dritten  vielleicht  auch 
Avährend  der  Dienststunden. 

Es  wird  also  bei  Feststellung  des  Zeitwertes  zu  er- 
mitteln sein,  in  welchem  Maße  das  betreffende  Kleidungs- 
stück seit  seiner  Anschaffung  im  Gebrauch  gewesen  ist. 
Es  wird  ferner  auch  darauf  ankommen,  welchen  Grad 
von  Sorgfalt  und  Vorsicht  der  Einzelne  bei  Benutzung 
desselben  hat  obAvalten  lassen.  Hier  dürfte  ein  Anhalt 
oft  dadurch  gegeben  sein,  inwieweit  sonst  in  dem  frag- 
lichen Haushalte  die  nötige  Ordnung  vorhanden  ist. 

Bei  einer  Persönlichkeit,  die  eine  größere  Anzahl  von 
Anzügen  in  Gebrauch  hat,  wird  ferner  zu  ermitteln  sein, 
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in  welcliem  Maße  jeder  dieser  Anzüge  durcli  den  Ge- 
braucli  gelitten  liat.  Sodann  wird  aber  auch  dem  Um- 
stände Rechnung  getragen  werden  müssen,  daß  ein  längere 
Zeit  in  Gebrauch  gewesener  Anzug,  selbst  wenn  derselbe 
sich  noch  in  gebrauchsfähigem  Zustande  befinden  sollte, 
dennoch  für  einen  solchen  Mann  weniger  Wert  haben 
dürfte,  als  derselbe  Anzug  etwa  für  einen  Arbeiter  hat, 
der  ihn  noch  als  ein  gutes  Kleidungsstück  verwendet. 

Ahnlich  liegt  es  auch  bei  sonstigen  Haushaltsgegen- 
ständen. Auch  bei  der  Weitermittelung  an  Möbeln  wird 
beispielsweise  im  ßrandschadenfalle  zu  prüfen  sein,  wie 
stark  das  einzelne  Möbelstück  in  Gebrauch  gewesen  ist. 
Der  Fall  wird  anders  liegen  bei  demjenigen,  dem  eine 
größere  Anzahl  von  Zimmern  zur  Verfügung  steht,  Avie 
bei  einem,  der  vielleicht  nur  ein  Wohnzimmer  inne  hat, 
sodaß  die  darin  befindlichen  Möbel  fast  andauernd  in  Be- 
nutzung sind.  Auch  wird  natürlich  der  Grad  der  Sorg- 
falt bei  der  Eenutzung  auf  die  Wertbemessung  von  Ein- 
fiuß  sein. 

In  solchen  Fällen,  in  denen  die  versicherte  Sache 
vollständig  zu  Grunde  gegangen  ist,  wird  der  nach  obigen 
Grundsätzen  zu  ermittelnde  Wert  die  Höhe  der  zu  leis- 
tenden Entschädigung  darstellen.  Es  handelt  sich  hier 
in  Bezug  auf  die  einzelnen  Gegenstände  um  einen  Total- 
schaden. 

Anders  verhält  es  sich  bei  Partialschäden,  die 
dann  vorliegen,  wenn  die  versicherte  Sache  in  ihrer  nor- 
malen wirtschaftlichen  Beschaffenheit  wesentlich  erhalten 
geblieben  ist.  Es  wird  in  diesem  Falle  nicht  bloß  der 
Zeitwert  festzustellen,  sondern  auch  derjenige  Betrag  in 
Geld,  auszudrücken  sein,  um  den  die  Sache  minderwertiger 
gCAv Orden  ist. 

Die  häufigsten  Fälle  dieser  sogenannten  Haushaltungs- 
schäden liihren  daher,  daß  etwa  durch  eine  Zigarre  oder 


ein  Streicliliolz  ein  Kleidungsstück,  clurcli  sprühende 
Funken  ein  Teppich,  durch  ein  Licht  oder  eine  Lampe 
infolge  Luftzuges  eine  Gardine  beschädigt  wird.  Hat 
sich  z.  B.  jemand  mit  einer  Zigarre  ein  Loch  in  seine 
Jacke  gebrannt,  so  wird  die  Jacke  dadurch  nicht  voll- 
ständig wertlos  geworden  sein.  Sie  wird  aber  einen 
Minderwert  insofern  erlitten  haben,  als  sie  selbst  nach 
erfolgter  Eeparatur  nicht  mehr  denjenigen  Zwecken  dienen 
kann,  denen  sie  vorher  gedient  hat  und  es  wird  ferner 
dadurch  auch  der  ganze  Anzug  an  AVert  verloren  haben. 
Sind  in  einen  Teppich  durch  Funken  aus  der  Ofenfeue- 
rung oder  durch  glühende  Kohlen  Löcher  eingebrannt, 
so  wird  der  Teppich  in  den  meisten  Fällen  durch  die 
weit  vorgeschrittene  Kunststopferei  wieder  hergestellt  w^er- 
den  können.  Es  wird  aber  im  allgemeinen  auch  hier  ein 
Minderwert  zurückbleiben,  welcher  die  Höhe  des  Schadens 
darstellt. 

Es  mag  hierbei  ergänzend  bemerkt  werden,  daß  Gegen- 
stände, die  einen  Kunst-  oder  Liebhabervvert  haben,  in 
der  y  er  Sicherungserklärung  besonders  aufgeführt  werden 
müssen  und  daß  ihre  Wertermittelung  im  einzelnen  Falle 
durch  eine  auf  besonders  eingehender  spezieller  Infor- 
mation beruhende  Schätzung  erfolgen  wird. 

Die  Wertermittelung  solcher  Gegenstände  begegnet 
insofern  besonderen  Schwierigkeiten,  als  dieselben  von 
den  einzelnen  Sachverständigen  meist  ganz  verschieden 
beurteilt  zu  werden  pflegen. 

So  erfahren  namentlich  kostbare  Gemälde  häufig  eine 
durchaus  abweichende  Bewertung.  Es  ist  bekannt,  daß 
die  Gemälde  des  Malers  Hans  Makart  früher  zu  außer- 
ordentlich hohen  Preisen  verkauft  wurden,  während  ihnen 
später  in  Kunstkreisen  ziemlich  allgemein  eine  weniger 
günstige  Beurteilung  zu  teil  wurde.  Maler  und  ihre  Bilder 
haben  ihre  Zeit  und  unterliegen  der  Mode.  Lisbesondere 
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ist  Makart,  dessen  Bilder  früher  wegen  ilirer  Farbenpracht 
so  hoch  geschätzt  wurden,  w^eniger  gesucht,  da  die  Farben 
stark  nachgelassen  haben.  Es  ist  daher  möglich,  daß 
jemand  früher  für  ein  Makarfsches  Gemälde  einen  sehr 
hohen  Preis  gezahlt  hat,  während  dasselbe  Bild  dann 
später  erheblich  niedriger  bewertet  wird.  Aber  auch 
Makart  hat  noch  seine  Anhänger.  So  wird  es  bei  der 
Ermittelung  des  "Wertes  eines  seiner  Gemälde  meist  sehr 
schwierig  sein,  den  wirklichen  Wert  desselben  zutreffend 
festzustellen.  Ermittelungen  über  den  Ursprung  und  das 
Schicksal  eines  solchen  Bildes,  zumal  wenn  es  schon 
älteren  Datums  ist,  werden  hier  von  wesentlicher  Bedeu- 
tung sein. 

Für  die  Wertermittelung  von  landwirtschaftlichen  Ge- 
räten und  Maschinen  sind  die  gleichen  Grundsätze  maß- 
gebend wie  für  Mobiliargegenstände  überhaupt.  Es  sind 
allerdings  in  der  Wissenschaft  von  namhaften  Persönlich- 
keiten für  die  einzelnen  Maschinen  und  Geräte  bestimmte 
Aniortisationsquoten  festgesetzt.  Auch  Prange'^)  erörtert 
an  der  Hand  von  Beispielen  dieses  Thema  des  näheren. 
Die  Resultate  sind  indessen  sehr  verschieden  und  es  fällt 
—  ebenso  wie  beim  häuslichen  Mobiliar  —  schwer,  fest- 
stehende, allgemein  durchgreifende  Grundsätze  aufzu- 
stellen, da  die  Abnutzung  auch  hier  in  jedem  Falle  eine 
verschiedene  sein  wird. 

Auch  die  Wertermittelung  von  Utensilien,  Geräten 
und  Maschinen,  die  in  kaufmännischen  Betrieben,  sowie 
im  Gewerbe  und  in  der  Industrie  zur  Verwendung  ge- 
langen, erfolgt  nach  analogen  Grundsätzen.  Eine  besondere 
Erwähnung  verdienen  nur  Modelle,  Zeichnungen  u.  dergl., 
für  die  zunächst  in  der  Regel  eine  obligatorische  Selbst- 


*)  Prange,  Die  Theorie  des  Versicherungswertes  in  der  Feuer- 
versicherung.   Teil  II,  3.  Buch,  S.  49  ff. 
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Versicherung  verlangt  wird.  Außercleni  wird  eine  Ent- 
schädigung nur  zu  demjenigen  Teile  ihres  Herstellungs- 
wertes geleistet,  der  ihrem  Nutzungswerte  zur  Zeit  des 
Brandes  entspricht,  jedoch  mindestens  zum  Materialw^erte, 
während  für  solche  Modelle,  die  in  den  letzten  10  Jahren 
nicht  mehr  henutzt  sind,  überhaupt  kein  Ersatz  geleistet 
wird.  Wird  die  Fabrik  nach  dem  Brande  nicht  wieder 
aufgebaut  oder  ihr  Betrieb  endgiltig  eingestellt,  so  wird 
für  die  Modelle  Ersatz  höchstens  in  Höhe  von  10  7o 
Gesamtherstellungswertes  aller  vom  Brande  betroffenen 
Modelle  geleistet. 

b)  In  der  Landwirtschaft. 

Die  weitere  Untersuchung  soll  sich  auf  die  Versiche- 
rungswertermittelung von  Waren,  d.  h.  von  Gegenständen, 
welche  noch  nicht  in  die  Yerbrauchssphäre  eingetreten 
sind,  erstrecken.  Sie  umfassen  die  Handelswaren  (Waren 
im  eigentlichen  Sinne)  und  die  sich  im  Besitz  der  Pro- 
duzenten befindenden  Erzeugnisse,  Rohstoffe,  Halbfabri- 
kate und  Hilfsstoffe. 

Es  ist  hier  als  oberster  Grundsatz  voranzustellen,  daß 
für  alle  Arten  von  Waren  im  Brandschadenfalle  in  gleicher 
Weise  derjenige  Wert  maßgebend  sein  muß,  der  erforder- 
lich ist,  um  die  verbrannten  Waren  wieder  zu  beschaffen. 
Dieser  Wert  wird  am  einfachsten  bei  marktgängigen 
Waren  zu  ermiteln  sein,  indem  hier  der  Marktpreis  zu 
Grunde  gelegt  wird.  Wo  solches  nicht  angängig,  wird 
auf  die  Gestehungskosten  zurückzugreifen  sein. 

Zunächst  soll  hier  von  den  in  der  Landwirtschaft 
vorkommenden  Waren,  d.  h.  von  Vieh  und  Ernteerzeug- 
nissen, gesprochen  werden. 

Was  die  Wertermittelung  beim  Vieh  anlangt,  so  kann 
es  sich  mitunter  um  gekaufte  Stücke  handeln.  Hier  sind 
im  allgemeinen  dieselben  Normen  bestimmend,  wie  bei 


der  Wcrteriiiittelimg  von  kaufmännischen  Waren,  worüber 
ein  späterer  Abschnitt  handehi  wird.  Bei  Vieh,  das  in 
der  eigenen  Wirtschaft  erzeugt  ist,  kann  nur  der  allge- 
meine Handels  wert  in  Frage  kommen,  der  zweckmäßig 
im  einzelnen  Falle  durch  Gutachten  Sachverständiger  zu 
ermitteln  sein  wird.  Wichtig  ist  die  Bestimmung  in  §  3, 
Abs.  2  der  Zusatzbedingungen  für  Landwirtschaft,  Avelche 
lautet:  „Mit  Ausnahme  der  Luxustiere  und  anderer  Tiere 
von  außergewöhnlichem  Werte,  die  besonders  zu  versichern 
sind,  umfaßt,  sofern  nicht  anderes  besonders  vereinbart 
ist,  die  Versicherung  auf  Vieh  stets  den  gesamten,  jeweils 
vorhandenen  landwirtschaftlichen  Viehbestand  als  eine 
Versicherungsposition,  also  auch  dann,  wenn  die  Versiche- 
rungsdeklaration auf  Gattungen  lautet  oder  nicht  er- 
schöpfend ist."  Finden  sich  in  der  Versicherungsdekla- 
ration für  Vieh  mehrere  Positionen,  so  hat  solches  ledig- 
lich die  Bedeutung  einer  Spezifikation.  Die  Bedeutung 
dieser  Vereinbarung  liegt  darin,  daß  die  verschiedenen 
Gattungen  des  Viehes  und  die  Stückzahl  desselben  wechseln 
können:  es  werden  nicht  bestimmte  einzelne  Tiere  ver- 
sichert, sondern  die  Gesamtheit  des  Viehes. 

Diese  Bestimmung  wird  von  praktischer  Bedeutung, 
wenn  z.  B.  auf  Pferde  insgesamt  M.  4000  versichert  sind, 
der  Wert  derselben  am  Tage  des  Brandes  aber  M.  5000 
betragen  würde.  Nach  §  13  Abs.  3  der  Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen:  „Übersteigt  der  Wert  der  zu  einer 
Position  gehörigen  Sachen  zur  Zeit  des  Eintrittes  des 
Versicherungsfalls  die  darauf  versicherte  Summe  (Unter- 
versicherung), so  haftet  der  Versicherer  nur  nach  dem 
Verhältnis  der  Summe  zu  jenem  Werte,"  würde  in  diesem 
Falle  nur  eine  Entschädigung  im  Verhältnis  von  5000 
zu  4000  geleistet  werden  können.  Vermöge  des  obigen 
den  Landwirten  eingeräumten  Zugeständnisses  ist  aber 
hier  eine  volle  Entschädigung   zu  gewähren,   wenn  die 
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yersiclierimgssiiiiime  der  übrigen  Yielibestände  so  reich- 
lich gegriÖen  ist,  daß  dieselbe  um  mindestens  M.  1000 
mehr  beträgt,  als  der  tatsächliche  Wert  am  Tage  des 
Brandes  ausmacht.  Es  würde  also  zwischen  den  einzelnen 
Yiehgattungen  eine  Kompensation  eintreten.  Die  vor- 
liegende Selbstversicherung  würde  außer  Acht  zu  lassen 
sein.  Andererseits  würde  aber  auch,  w^enn  die  Pferde 
zwar  ausreichend,  das  übrige  Vieh  aber  zu  gering  ver- 
sichert sind,  infolge  jener  Kompensation  bei  einem  Schaden  an 
Pferden  allein  entsprechende  Selbstversicherung  zu  be- 
rechnen sein. 

Hand  in  Hand  mit  dieser  Kompensation  zwischen 
den  einzelnen  Yiehgattungen  geht  die  den  Versicherungs- 
nehmern gemäß  §  3,  Abs.  1  der  Zusatzbedingungen  für  Land- 
wirtschaft obliegende  Verpflichtung,  die  gesamten  Be- 
stände in  Versicherung  zu  geben.  Eine  Ausnahme  hier- 
von bilden  lediglich  Luxustiere  und  andere  Stücke  von 
außergewöhnlichem  Werte.  Diese  sind  im  Brandschaden- 
falle auch  besonders  auszuscheiden.  Die  Ermittelung 
ihres  Wertes  wird  eine  Abschätzung  für  sich  bilden. 

Der  nachstehende  Abschnitt  soll  der  Besprechung 
der  Wertermittelung  bei  den  landwirtschaftlichen  Boden- 
erzeugnissen ,  nämlich  der  Ernte,  gewidmet  sein.  Es 
sind  hier  zu  unterscheiden  die  Halm-  und  Hülsenfrüchte 
—  schleclitw^eg  „Getreide"  genannt  —  einerseits  und 
Heu  sowie  Futterkräuter  andererseits. 

Zur  Gfrundlage  einer  landwirtschaftlichen  Schadenre- 
gulierung von  einiger  Bedeutung  dient  in  jedem  Falle 
eine  Ermittelung  des  gesamten  Erntewertes.  Es  mag 
hier  vorausgeschickt  werden,  daß  die  namentlich  in  früherer 
Zeit  vielfach  angewandte  Methode  der  Ertragsermittelung 
nach  dem  kubischen  Lihalte  heute  im  allgemeinen  als  ver- 
altet bezeichnet  w^erden  muß.  Der  Grund  hierfür  liegt 
darin,  daß  ihr  nur  ein  geringer  Grad  von  Zuverlässigkeit 
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innewolmt.  Je  nacli  den  vorhandenen  Raiimverlialtnissen 
wird  in  demselben  Räume  bei  dem  einen  Landwirt  mehr 
als  beim  anderen  gelagert.  Ist  das  Stroh  üppig  ge- 
w^achsen  oder  aber  in  der  Entwickelung  zurückgeblieben, 
wird  das  ungedroschene  Getreide  in  einem  Falle  mehr, 
im  anderen  weniger  Eaum  einnehmen.  Kurz,  es  kann  der 
gleiche  Raum  mit  ganz  yerschiedenen  Quantitäten  Ge- 
treide belegt  sein.  Es  folgt  hieraus,  dass  man  in  jedem 
einzelnen  Falle  bezüglich  der  Art  der  Lagerung,  um  ein 
nur  einigermaßen  zuverlässiges  Urteil  zu  gewinnen,  der- 
art eingehende,  äußerst  schwierig  zu  beschaffende  Lifor- 
mationen  einziehen  müßte,  daß  dieses  Verfahren,  das 
trotzdem  noch  an  Genauigkeit  zu  Avünschen  übrig  lassen 
würde,  als  nicht  empfehlensw^ert  bezeichnet  werden  muß. 
Immerhin  mag  es  nach  erfolgter  Wertermittelung  auf  dem 
im  Nachfolgenden  gekennzeichneten  Wege  zweckmäßig 
sein,  eine  Nachprüfung  unter  Berücksichtigung  des  ku- 
bischen Inhaltes  anzustellen. 

Die  Quantitätsermittelung  bei  der  Ernte  wird 
am  einfachsten  durch  die  Wirtschaftsbücher  erfolgen. 
Leider  begegnet  man  aber  in  dieser  Hinsicht  einer  ord- 
nungsmäßigen Buchführung  heutzutage  noch  sehr  selten.  Sie 
wird  meist  nur  in  Wirtschaften  von  bedeutendem  Umfange 
vorkommen.  Und  auch  hier  ist  die  Quantitätsermittelung  nur 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  unbedingt  zuverlässig.  Bei 
ungedroschenem  Getreide  wird  das  Gewicht  leicht  durch 
Nachwiegen  der  einzelnen  Fuhren  festzustellen  sein, 
während  bei  gedroschenem  Getreide  die  Körner  stets 
nachgewogen  zu  werden  pflegen,  soweit  sie  nicht  dem 
eigenen  Verbrauche  unterliegen.  Eine  Lücke  bleibt  aber 
fast  stets  hinsichtlich  des  Strohes  bestehen,  da  ein  Nach- 
wiegen desselben  nach  erfolgtem  Ausdrusch  wohl  nur  in 
den  allerseltensten  Fällen,  z.  B.  beim  Verkauf,  vorkommen 
wird.  Zur  Feststellung  der  Quantität  an  geerntetem  Stroh 
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hat  sich  dalier  in  der  Praxis  der  Grundsatz  herausge- 
bildet;  daß  der  Ertrag  an  Stroh  in  einem  bestimmten 
Verhältnis  zum  Körnerertrage  steht.  Je  nach  den  ein- 
zehien  Fruchtgattungen  ist  dieses  ein  sehr  verschiedenes, 
da  beispielsweise  beim  Weizen  und  Roggen  die  Halme 
erheblich  länger  sind  als  beim  Hafer  und  bei  der  Gerste. 
Man  pflegt  daher  im  allgemeinen  anzunehmen,  daß  sich 
bei  den  einzelnen  Fruchtgattungen  der  Ertrag  an  Körnern 
und  Stroh  verhält,  und  zwar: 

bei  Weizen  wie  1  zu  1  ^/^  bis  1  ''/^ 
„  Roggen    „1   „  1 7,  2 

Hafer  „  1  „  17^  „  172  ^^^^^ 
„  .  Gerste  „  1  „  1  „1 7o. 
Es  ist  selbstverständlich,  daß  je  nach  der  Bodenbe- 
schaffenheit, nach  der  Spielart  des  Getreides,  wie  nach 
dem  besonders  guten  oder  schlechten  Ausfall  der  Körner- 
ernte dieses  Verhältnis  Abweichungen  erleiden  wird.  Um 
endlich  die  Quantitätsermittelung  bei  den  Futter  kr  äutern 
kurz  zu  erw^ähnen,  so  sei  bemerkt,  daß  beim  Einfahren  auch 
von  trockenem  Heu  allgemein  mit  einem  gewissen  Schwin- 
dungsverlust  gerechnet  werden  muß. 

Die  Quantitätsermittelung  durch  Wirtschaftsbücher 
wird,  wie  gesagt,  nur  in  größeren  Wirtschaften  vor- 
kommen. Sind  Bücher  nicht  vorhanden,  so  werden  viel- 
fach als  teilwxiser  Ersatz  dafür  schriftliche,  in  den  land- 
wirtschaftlichen Notizkalendern  gemachte  Aufzeichnungen 
dienen. 

Weit  schwieriger  gestaltet  sich  die  Quantitätser- 
mittelung, wenn  keinerlei  schriftliche  Belege  oder  Notizen 
vorhanden  sind,]  wie  dieses  beim  kleinen  Landwirt  fast  immer 
der  Fall  ist.  Als  Ausgangspunkt  dient  hier  die  Größe 
der  bebauten  Fläche,  die  unschwer  vom  Landwirt,  der 
seine  Ländereien  genau  kennt,  aus  dem  Gedächtnis  fest- 
zustellen sein  wird.   Ist  solches  nicht  möglich,  so  werden 


nötigenfalls  über  die  Größe  der  Flächen  das  Grundbucli- 
amt  oder  das  Katasteramt  und  Pachtverträge  die  erfor- 
derliche Auskunft  geben  können. 

Um  nun  die  Quantität  der  geernteten  Körner  —  denn 
auf  diese  kommt  es,  wie  aus  obigen  Ausführungen  her- 
vorgeht, zunächst  vornehmlich  an  —  festzustellen,  kann 
man  sich,  sofern  das  Getreide  ganz  oder  teilweise  noch 
ungedroschen  ist,  durch  einen  sogenannten  Probedrusch 
helfen,  indem  man  von  dem  geretteten  ungedroschenen 
Getreide,  wenn  solches  noch  vorhanden  ist,  den  Ertrag 
einer  bestimmten  Pläche  ausdreschen  läßt  und  den  sich 
hiernach  ergebenden  Körnerertrag  der  Quantitätsberech- 
nung zu  Grunde  legt. 

Andernfalls  bleibt  nur  übrig,  daß  man  durch  Umfragen 
bei  vertrauenswürdigen  Landwirten,  welche  die  Ländereien 
des  Versicherungsnehmers  kennen  oder  deren  eigene  in 
ähnlicher  Kultur  befindliche  Ländereien  an  diese  grenzen, 
sich  selbst  ein  Urteil  über  einen  angemessen  zu  verein- 
barenden Ertrag  bildet  Es  werden  einem  in  der  Praxis 
stehenden  Yersicherungsfachmann  vielfach  die  Erfahrungen 
zu  gute  kommen,  die  er  auf  ähnlichen  Besitzungen  und 
in  gleichartigen  landwirtschaftlichen  Betrieben  gesammelt 
hat.  — 

Ist  auf  diese  "Weise  die  Quantität  der  insgesamt  ge- 
ernteten Früchte  ermittelt  worden,  so  ist  weiter  festzu- 
stellen, welches  der  Bestand  am  Tage  des  Brandes 
war. 

Auch  hierfür  sind  in  erster  Linie  die  Wirtschafts- 
bücher, sodann  Auskünfte  und  Belege  maßgebend.  Anderen- 
falls wird  angenommen,  daß  eine  tägliche  Verminderung 
der  Ernte,  einschließlich  der  älteren  Bestände  und  des 
Zukaufs,  stattgefunden  hat,  und  zwar  an  Dreschfrucht 
und  Stroh  vom  1.  September  ab  um  mindestens  ^/g^Q,  an 
Futtergewächsen  vom  1.  November  ab  um  mindestens 
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■/•2J0  —  §  ^  Absatz  1  der  Zusatzbedingungen  für  Land- 
wirtschaft. 

Es  bedarf  keines  Hinweises,  daß  für  den  kleinen  Land- 
wirt hierin  oft  eine  große  Härte  liegen  kann;  aber  anderer- 
seits ist  zu  berücksichtigen j  daß  in  der  Praxis  da,  wo  der 
tatsächliche  Verbrauch  von  der  sogenannten  polizenmäßigen 
Verminderung  ganz  erheblich  abweicht  und  der  Nachweis 
über  ersteren  als  nahezu  erbracht  angesehen  werden  kann, 
wohl  auch  eine  angemessene  Vereinbarung  über  den 
Brandtagsbestand  zustande  kommen  wird.  So  pflegt  z.  ß. 
beim  Getreide  gerade  in  den  ersten  Tagen  des  Sep- 
tember der  Verbrauch  ein  außergewöhnlich  großer  zu 
sein,  da  um  jene  Zeit  die  Aussaat  stattfindet;  es  wird 
dann  bei  einem  Brandschaden  im  Monat  September  unschwer 
zu  ermitteln  sein,  wieviel  bis  zum  Brandtage  tatsächlich 
verbraucht  ist.  Andererseits  wird  es  in  der  letzten  Zeit 
vor  dem  1.  Juli,  dem  Beginne  der  neuen  Ernte,  wo  die 
alte  Ernte  nach  der  polizenmäßigen  Verminderung  aufge- 
braucht sein  müsste,  leicht  festzustellen  sein,  wieviel  noch 
vorhanden  war.  Schwierig  wird  sich  die  Quantitätsermitte- 
lung daher  nur  in  der  Mitte  zwischen  dem  1.  September 
und  1.  Juli  des  nächsten  Jahres  stellen.  Aber  auch  hier 
werden,  sofern  Bedenken  vorhanden  sind,  die  polizen- 
mäßige  Verminderung  als  dem  tatsächlichen  Verbrauch 
ungefähr  entsprechend  anzuerkennen,  sich  bestimmte  an- 
dere Anhaltspunkte  leicht  ergeben. 

Der  Verkauf  wird  je  nach  der  wirtschaftlichen  Lage 
des  Versicherungsnehmers  in  dem  einen  Falle  größer 
sein  als  im  anderen.  Der  Verbrauch  wird  ein  verschie- 
dener sein  je  nach  der  Grröße  des  Viehbestandes.  Es 
wird  sich  der  Grrundsatz  aufstellen  lassen,  daß,  wo  die 
polizenmäßige  Verminderung  nicht  zutrifft,  sich  stets 
Mittel  und  Wege  finden  werden,  um  eine  annähernd  zu- 
treffende Verbrauchsermittelung  zu  erlangen. 
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Mit  größeren  Schwierigkeiten  ist  die  eigentliche  Wert- 
ermittelung bei  der  Ernte  verknüpft. 

Eine  Erläuterung^  wie  diese  Feststellung  zu  treffen 
ist,  enthalten  die  landwirtschaftlichen  Zusatzbedingungen 
nicht.  Man  wird  auf  die  bisherige  Bestimmung  in  §  19 
d.  Abs.  2  zurückgreifen  dürfen,  w^oraus  hervorgeht,  daß  der 
Marktpreis  maßgebend  sein  soll,  eine  Bestimmung,  die 
sich  im  übrigen  mit  den  einleitenden  Erörterungen  über 
die  Warenwertermittelung  im  allgemeinen  deckt  und  in 
die  neuen  Zusatzbedingungen  für  Landwirtschaft  auch 
nicht  mit  aufgenommen  ist. 

Unter  Marktpreis  ist  hier  derjenige  Preis  zu  ver- 
stehen, der  zur  Zeit  des  Brandes  an  dem  dem  Brandorte 
zunächstliegenden  oder  wegen  günstigerer  Yerkehrsverbin- 
dungen  sonst  leichter  erreichbaren,  größeren  und  für  den 
Brandort  maßgebenden  Marktplatze  mit  ständigen  Preis- 
notierungen erzielt  worden  ist  und  sich  als  Durchschnitts- 
preis ergeben  hat  aus  der  Yergleichung  einer  erheblichen 
Anzahl  abgeschlossener  Kaufverträge.  Es  erhellt  hieraus, 
daß  der  Marktpreis  ständigen  Schwankungen  unterworfen 
ist  und  auch  an  den  einzelnen  Marktplätzen  zu  derselben 
Zeit  ein  sehr  verschiedener  sein  kann.  Ja,  mit  Bücksicht 
auf  die  verschiedene  Qualität  der  Ernte  wird  er  an  dem- 
selben Tage  an  demselben  Markte  nicht  gleichbleibend 
sein.  Man  spricht  daher  von  einem  niedrigen,  mittleren 
und  höchsten  Marktpreis.  Sofern  nicht  besondere  Um- 
stände die  Annahme  eines  anderen  Preises  rechtfertigen, 
Avird  im  allgemeinen  der  „mittlere"  Marktpreis  vergütet. 

Der  Marktpreis  stellt  sich  als  der  von  besonderen 
persönlichen  Beziehungen  unabhängige  gemeine  Handels- 
w^ert  dar.  Die  verschiedenen  Qualitäten  der  Erntefrüchte 
werden  auf  die  jeweilige  Annahme  eines  der  drei  oben 
erwähnten  Marktpreise  von  Einfluß  sein. 

Die  Qualität  wird  im  allgemeinen  von  ähnlichen  Um- 
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stiinden  wie  die  Quantität  bestinmit.  Auch  auf  sie  sind 
die  besonderen  Bodenverhältnisse  von  Einfluß.  Auch  sie 
kann  durch  andere  Umstände  beeinflußt  werden,  mögen 
diese  in  den  Witterungsverhältnissen  (Frost,  Hagel)  und 
den  dadurch  hervorgerufenen  Krankheiten  oder  in  anderen 
schädlichen  Ursachen,  wie  etwa  Mäusefraß  und  dergleichen, 
liegen. 

Bei  einem  Brandschaden  an  ungedroschenem  Getreide 
sollen  vom  Körnerwerte  die  Dreschkosten  nicht  in  Ab- 
zug gebracht  werden,  sofern  sie  tatsächlich  nicht  erspart 
werden. 

Über  dieses  Thema  läßt  sich  Ritus  ^)  sehr  eingehend 
aus  und  kommt  hierbei  zu  dem  Ergebnis,  daß  unge- 
droschenes  Gretreide  keine  marktgängige  Ware  ist  und 
deshalb  einen  niedrigeren  Preis  haben  muß  als  gedro- 
schenes Getreide,  m.  a.  W.,  daß  bei  einem  Schaden  an 
ungedroschenem  Getreide  in  jedem  Falle  die  Dreschkosten 
gekürzt  werden  müssen. 

Es  mag  für  diese  Auffassung  die  ErAvägung  sprechen, 
daß  der  Unterschied  im  Werte  des  gedroschenen  und 
ungedroschenen  Getreides  in  dem  Aufwand  an  Zeit  und 
Arbeit  besteht,  der  dazu  erforderlich  ist,  um  marktgängige 
Ware  herzustellen  und  daß,  wenn  diese  Tätigkeit,  d.  h.  das 
Ausdreschen,  infolge  des  Brandes  nicht  erforderlich  wird, 
die  ersparte  Zeit,  Arbeit  und  Kraft  zu  anderen  Arbeiten 
verwendet  werden  können. 

Nun  wird  aber  die  Möglichkeit  hierzu  in  den  weitaus 
meisten  Fällen  nicht  vorliegen.  Der  zur  Ortsanwesenheit 
gezwungene  kleine  Landwirt  und  sein  Gesinde  können 
nicht  beliebig  andere  Arbeitsgelegenheit  aufsuchen,  zumal 
nicht  in  industriearmen  Gegenden  —  z.  B.  in  Ostpreußen. 
In  solchen  Fällen  wird  also  durch  das  Fortfallen  des 


^)  Ritus,  die  Brands ckadenregulierung,  S.  71. 
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Dreschens  niclits  gespart  und  es  erscheint  gerechtfertigt, 
daß  daher  auch  die  Dreschkosten  nicht  in  Abzug  ge- 
bracht werden.  In  der  Praxis  ist  dieses  Verfahren  bisher 
schon  ziemlich  allgemein  beobachtet  worden  und  es  ent- 
spricht solches  auch  der  Bestimmung  des  §  5  Absatz  2 
der  Zusatzbedingungen  für  Landwirtschaft. 

Die  Dreschkosten  werden  also  nur  da  gekürzt,  wo  sie 
tatsächlich  erspart  werden.  Nun  kommt  es  in  großen 
ländlichen  Wirtschaftsbetrieben  vor,  daß  zwar  mit  eigenen 
Leuten,  jedoch  mit  der  LoJ^omobile  gedroschen  Avird.  In 
diesem  Falle  werden  zum  mindesten  die  Lokomobilmiete 
beziehentlich,  wenn  es  sich  um  eine  eigene  Lokomobile 
handelt,  die  Feuerungskosten  und  eine  bestimmte  Amor- 
tisationsquote für  die  ersparte  Benutzung  der  Lokomobile 
als  Dreschkosten  in  Abzug  gebracht  werden  können. 

Auf  ersparte  Abfuhr  wird  nach  den  landwirtschaft- 
lichen Zusatzbedingungen  kein  Abzug  gemacht.  Wenn 
Ritus  ^)  auch  hierfür  einen  Abzug  für  berechtigt  hält,  so 
ist  zu  entgegnen,  daß  die  Wertermittelung  bei  Ernte- 
früchten im  Brandschadenfalle  praktisch  mehr  oder 
weniger  auf  eine  Vereinbarung  über  Quantität  und  Preis 
hinauskommt,  wobei  ein  etwaiger  Betrag  für  ersparte  Ab- 
fuhr nur  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung  sein  würde, 
zumal  wenn  der  Brandort  in  der  Nähe  eines  Marktplatzes 
liegt.  Andererseits  ist  aber  auch  zu  berücksichtigen,  daß 
der  Versicherungsnehmer  Anspruch  auf  Wiederbe- 
schaffung hat  und  er  demgemäß,  um  verbranntes  Getreide 
wieder  anzuschaffen,  die  entsprechenden  Wiederbeschaffungs- 
kosten  verausgaben  muß. 

Ist  nunmehr  nach  den  hier  aufgeführten  Grundsätzen 
über  die  Quantitäts-  und  die  Wertermittelung  bei  Ernte- 
früchten der  gesamte  Erntewert  festgestellt  worden,  so  ist 


1)  Kitus,  a,  a.  0.  S.  74. 
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des  Weiteren  in  der  bisherigen  Eegulierungspraxis  die 
Bestimmung  der  landwirtschaftlichen  Versicherungsbe- 
dingungen Yon  der  weittragendsten  Bedeutung  gewesen, 
daß  die  Versicherung  die  ganze  Ernte  an  Halm-  und 
Hülsenfrüchten,  Heu  und  rutterkräutern  umfaßt  und  die 
verschiedenen  Grattun  gen  der  Ernteerzeugnisse  Avechseln 
können. 

Meines  Eraclitens  geht  hieraus  unzweideutig  hervor, 
daß  bei  der  Aufstellung  einer  Erntewertsbereclmung  so- 
wohl Halm-  und  Hülsenfrüchte,  als  auch  Heu  und  Futter- 
kräuter aufgenommen  werden  müssen  und  daß  dem  sich 
so  ergebenden  gesamten  Erntewert  die  Gesamtversiche- 
rungssumme für  alle  Fruchtgattungen  gegenüber  zu  stellen 
ist,  mögen  dafür  auch  in  der  Polize  getrennte  AVerte 
deklariert  sein. 

Hiernach  muß  also  eine  Kompensation  zwischen  Haim- 
und Hülsenfrüchten  einerseits  und  Futterkräutern  anderer- 
seits eintreten,  d.  Ii.  beide  Fruchtgattungen  müssen  sich 
gegenseitig  ergänzen.  AVenn  beispielsweise  auf  Gretreide 
M.  10  000.—  und  auf  Futterkräuter  M.  3000.—  versichert 
sind,  so  sollen,  wenn  etwa  die  Gretreideernte  nur  einen 
AVert  von  M.  8000. — ,  die  Futterernte  aber  einen  solchen 
von  M.  4000.—  haben  sollte,  die  bei  jener  überschießen- 
den M.  2000. —  der  letzteren  zugute  gerechnet  w^erden, 
sodaß  dieselbe  also  als  voll  versichert  gilt.  Mit  anderen 
AVorten:  AVenn  sich  bei  einem  Schaden  an  Futterkräutern 
herausstellt,  daß  die  darauf  versicherte  Summe  geringer 
ist,  als  der  Gresamtwert  der  Futterernte,  so  soll  eine 
Selbstversiclierung  bei  letzterer  nicht  berechnet  werden, 
Avenn  von  der  Versicherungssumme  für  Getreide  infolge 
geringeren  AVertes  soviel  übrig  bleibt,  daß  bei  Hinzu- 
rechnung dieser  Summe  zur  Versicherungssumme  der 
Futterernte  letztere  ausreichend  versichert  ist.  Umge- 
kehrt freilich  w^rd  auch  bei  ausreichender  Versicherungs- 
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summe  für  Futterkräuter  bei  einem  Schaden  daran  eine 
Selbstversicherung  zu  berücksichtigen  sein,  wenn  die  Ver- 
sicherungssumme für  Getreide  derart  niedrig  gegriffen 
ist,  daß  dieselbe  selbst  bei  Hinzurechnung  des  freibleiben- 
den Betrages  von  der  Futterernte  zur  Deckung"  des  ge- 
samten ErntcAvertes  des  Getreides  nicht  ausreicht  und 
demgemäß  infolge  der  eintretenden  Kompensation  zwischen 
den  einzelnen  Fruchtgattungen  die  Gesamternte  als  nicht 
voll  versichert  gelten  muß. 

Der  Grund  für  die  genannte  Bestimmung,  die  immer- 
hin als  ein  Zugeständnis  an  die  im  ganzen  mit  ihrer 
Ernte  ausreichend  versicherten  Landwirte  aufzufassen  ist, 
liegt  darin,  daß  ein  Landwirt,  der  seine  Versicherung  mit 
getrennter  Wertdeklaration  auf  mehrere  Jahre  al)ge- 
schlossen  hat,  im  Brandschadenfalle  nicht  geschädigt  wer- 
den soll,  wenn  er  in  dem  betreffenden  Jahre  seine  Felder 
anders,  wie  zur  Zeit  der  Versicherungsnahme  bestellt  hat. 
Denn  es  liegt  ja  in  der  Natur  des  landwirtschaftlichen 
Betriebes,  daß  nicht  nur  die  einzelnen  Getreidearten 
Avechseln,  sondern  daß  auch  Felder,  die  in  einem  Jahre 
mit  Getreide  bestellt  gewesen  sind,  aus  vorliegenden  Grün- 
den im  nächsten  Jahre  zweckmäßiger  mit  Futterkräutern 
l)estellt  werden. 

Gleichwohl  ist  in  der  Praxis  von  verschiedenen  Ge- 
sellschaften zwar  eine  Kompensation  zwischen  den  ein- 
zelnen Getreidesorten,  nicht  a])er  eine  solche  zwischen 
Getreide  und  Futterkräutern  zugestanden.  Für  diese  An- 
sicht mochte  vielleicht  geltend  gemacht  Averden  können, 
daß  nach  den  Allgem.  Vers. -Bedingungen  die  Versiche- 
rungssumme die  G  renze  der  Ersatzpflicht  des  Versicherers 
l)ilden  soll,  und  zwar  für  jede  einzelne  Position  des  Ver- 
sicherungsscheins, sowie  ferner,  daß  es  sich  bei  Getreide 
und  Futterkräutern  um  zwei  ganz  verschiedene  Frucht- 
gattungen handelt. 
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Auf  den  ersteren,  in  der  Praxis  schon  bisher  ziemlich 
allgemein  anerkannten  Standpunkt  stellen  sich  auch  die 
neuen  Zusatzbedingungen  für  Landwirtschaft,  indem  die- 
selben in  §  4  Abs.  2  unzweideutig  zum  x\usdruck  bringen, 
daß  die  Versicherung  auf  Ernte  die  gesamten  jeweils  in 
der  Yersicherungslokalität  vorhandenen  Bestände  an  un- 
gesclmittenen  und  geschnittenen  Halm-  und  Hülsenfrüchten 
jeder  Art,  an  daraus  gewonnenen  Kürnern,  Stroh,  Spreu 
sowie  an  Heu  und  Futterkräutern  als  eine  Y ersicherungs- 
position  umfaßt,  also  auch  dann,  wenn  die  Versicherungs- 
deklaration  auf  Grattungen  lautet  oder  nicht  erschöpfend  ist. 

Aus  der  obigen  Bestimmung,  wonach  die  Versicherung 
die  gesamte  Ernte  umfaßt,  mußte  nun  des  Weiteren  die 
Frage  entstehen,  ob  im  Brandschadenfalle  die  volle  Ent- 
schädigungssumme auch  in  dem  Falle  zu  gewähren  ist, 
daß  der  Versicherungsnehmer  die  ihm  der  obigen  Ver- 
günstigung gegenüber  obliegende  Verpflichtung,  die  ge- 
samten Ernteerzeugnisse  ihrem  wahren  Werte  entsprechend 
zur  Versicherung  zu  deklarieren,  nicht  erfüllt  hat  und 
demgemäß  die  Versicherungssumme  hinter  dem  gesamten 
Erntewert  zurückbleibt. 

Bei  Erörterung  dieser  für  landwirtschaftliche  Schaden- 
regülierungen  ungemein  wichtigen  Frage  erscheint  es  er- 
forderlich, die  Entwickelung  näher  kennen  zu  lernen, 
welche  die  Eegulierungspraxis  in  dieser  Hinsicht  ge- 
nommen hat.  Nach  den  erörterten  allgemeinen  Grrund- 
sätzen  wäre  die  Frage  zunächst  dahin  zu  beantworten, 
daß  in  diesem  Falle  die  Selbstversicherung,  über  deren 
Wesen  und  Bedeutung  oben  des  Näheren  gesprochen  ist, 
einzutreten  haben  würde.  Es  ist  dieses  auch  eine  an  sich 
nicht  unberechtigte  Forderung  der  Versicherer,  wenn  sie 
einen  Entgelt  für  die  ihnen  infolge  zu  niedriger  Wert- 
deklaration entgangene  Prämie  gewinnen  wollen.  Denn 
jene  Verpflichtung  geht  aus  der  mehrerwähnten  Polize- 
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bestimmiing  unzweideutig  liervor.  Sie  ist  aucli  voll  be- 
gründet niclit  allein  durch  das  Zugeständnis,  daß  die  Ver- 
sicherung die  gesamte  Ernte  umfaßt,  sondern  auch  durch 
das  weitere  den  Landwirten  bewiesene  Entgegenkommen, 
daß  die  Versicherung  sich  auch  auf  die  ungeschnittenen 
Erntefrüchte  erstreckt  und  daß  die  Ernteerzeugnisse  auch 
während  der  Erntearbeiten  auf  dem  Felde  und  bei  dem 
Einbringen  in  Schober  versichert  gelten,  allerdings  mit 
der  Maßgabe,  daß  die  Haftung  des  Versicherers  sich  auf 
den  Höchstbetrag  von  18000  M.  für  den  einzelnen  Ver- 
siehe rungsf  all  und  bei  dem  Einbringen  in  Schober  auch 
auf  die  Zeit  einer  Woche,  vom  Beginn  der  Einbringung 
ab  gerechnet,  beschränkt. 

Im  Ealle  der  Annahme  einer  vorliegenden  Selbstver- 
sicherung würde  diese  in  folgender  Weise  in  die  Er- 
scheinung treten.  Beträgt  die  Versicherungssumme  für 
die  gesamte  Ernte  M.  30000  und  stellt  sich  im  Brand- 
schadenfalle heraus,  daß  letztere  einen  Wert  von  M.  40000 
ergeben  hat,  so  würde  ein  Schaden  von  M.  4000  nur  im 
Verhältnis  von 

40  000  :  30000  =  4000  :  x 
d.  h.  mit  M.  3000  vergütet  werden  können,  der  Versiche- 
rungsnehmer würde  mithin  ^/^  selbst  zu  tragen  haben, 
insoweit  also  Selbstversicherer  sein.  Es  ist  denn  auch 
diese  Praxis  allgemein  von  allen  Gesellschaften  als  im 
Einklang  stehend  mit  den  landwirtschaftlichen  Versiche- 
rungsbedingungen gehandhabt  worden.  Berechtigte  Ein- 
wendungen konnten  dagegen  auch  nicht  geltend  gemacht 
werden. 

In  denjenigen  Fällen  Avurde  aber  eine  Härte  verspürt, 
in  denen  eine  Selbstversicherung  auch  dann  berechnet 
wurde,  wenn  der  gesamte  Bestand  der  Ernte  am  Tage 
des  Brandes  hinter  der  Versicherungssumme  zurück^ 
blieb.    Hatte  also  z.  B.  Ijei  einer  Versicherungssumme 
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von  M.  30000  und  einem  Gesamterntewerte  von  M.  40000 
der  infolge  Verkaufs  und  Naturalverwendung  herabge- 
minderte Brandtagsbestand  etwa  im  Monat  Januar  nur 
M.  20000  betragen,  so  blieb  der  Versicherungsnehmer 
auch  bei  einem  um  diese  Zeit  erlittenen  Teilschaden  von 
etwa  M.  5000  zu  ^/^  Selbstversicherer,  d.  h.  im  Verhältnis 
von  40  000  zu  30  000.  Hiergegen  wurde  geltend  gemacht, 
daß  für  Ernteerzeugnisse  billigerweise  dieselben  Grrundsätze 
gelten  müßten  wie  für  kaufmännische  AVaren,  daß  nämlich 
auch  für  sie  der  ßrandtagsbestand  maßgebend  sein  sollte. 

Die  infolgedessen  zwischen  dem  deutschen  Landwirt- 
schaftsrat und  dem  Verbände  deutscher  Privat-Feuerver- 
sicherungs  -  Gesellschaften  gepflogenen  Verhandlungen 
führten  zu  der  weiteren  den  Landwirten  gegebenen  Zu- 
sicherung, die  ihren  Ausdruck  fand  in  der  Ergänzung  des 
§  19  a  der  bisherigen  landwirtschaftlichen  Versicherungs- 
Bedingungen  : 

„Wird  diese  Verptiichtung  (zur  Deklaration  der  ge- 
samten Ernte)  nicht  erfüllt,  sondern  nur  ein  geringerer 
AVert  versichert,  so  wird  im  Brandfalle  der  Schaden  nach 
den  Bestimmungen  des  §  7  der  (bisherigen)  Allgemeinen 
Versicherungs-Bedingungen  nur  pro  rata  vergütet." 

Diese  Zusatzbestimmung  mußte  die  Bedeutung  haben, 
daß  bei  einem  Ernteschaden  eine  Selbstversicherung  nur 
in  dem  Falle  angenommen  werden  durfte,  wo  der  ge- 
samte Brandtagsbestand  durch  die  Versicherungssumme 
nicht  voll  gedeckt  war.  Es  ist  der  Berechtigung  dieser 
Auffassung  in  der  Praxis  denn  auch  allenthalben  Rechnung 
getragen  worden.  iVuch  in  dieser  Beziehung  haben  sich 
dann  die  neuen  Zusatzbedingungen  für  Landwirtschaft 
vollends  auf  den  Boden  der  Praxis  gestellt,  indem  nach 
ihnen  —  gemäß  dem  oben  angezogenen  §  4  Absatz  2  — 
die  Versicherung  der  Ernte  nur  die  gesamten  jeweils 
vorhandenen  Bestände  umfaßt. 
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Zu  wie  irrigen  Auffassungen  die  frühere  Methode  mit- 
unter geführt  hat,  geht  beispielsweise  daraus  hervor,  daß 
bei  einem  im  März  stattgefundenen  Brandschaden,  als  die 
Ernte  bereits  teilweise  verbraucht  war,  zur  Berechnung 
des  Gesamt-Erntewertes  nicht  die  Preise  zu  Grunde  ge- 
legt wurden,  die  zu  Beginn  der  Ernte  maßgebend  waren, 
sondern  die  inzwischen  erheblich  gestiegenen  höheren 
Marktpreise.  So  konnte  bei  einer  Versicherungssumme 
von  M.  30000  infolge  der  angenommenen  höheren  Preise 
ein  Gesamt-Erntewert  vonM.  35  000  herausgereclmet  werden, 
obwohl  der  Wert  zu  Beginn  der  Ernte  kein  höherer  war, 
als  M.  30000  und  infolge  des  stattgehabten  Verbrauchs 
auch  später  bei  höheren  Preisen  diesen  Betrag  nicht  er- 
reicht hat.  Die  hiernach  im  Verhältnis  von  35000  :  30000 
angenommene  Selbstversicherung  muß  also  auch  nach 
der  früheren  Methode  als  zu  Pnrecht  angesehen  werden. 

Kurz  erwähnt  mag  noch  werden,  daß  —  entgegen 
den  bisherigen  Bestimmungen  der  landwirtschaftlichen 
Bedingungen  —  Oelfrüchte  künftighin  zur  Ernte  im 
engeren  Sinne  mitgerechnet  Averden  sollen.  Hingegen 
bilden  nach  wie  vor  Hackfrüchte,  Samen  und  Handels- 
gewächse eine  Ausnahme.  Diese  müssen  stets  besonders 
deklariert  werden.  Ihre  AVertermittelung  hat  nach  den 
für  kaufmännische  Waren  geltenden  Grundsätzen  zu  er- 
folgen, denen  sie  ihrer  Natur  nach  —  wie  z.  B.  Zucker- 
rübensamen, Blumensämereien  und  dergl.  —  auch  eher 
zugerechnet  werden  dürften. 

Endlich  bleibt  noch  zu  erörtern,  ob  und  inwieweit  der 
Wert  der  aufgestellten  Schober  bei  einer  Ernte werts- 
berechnung  mit  zu  berücksichtigen  ist. 

Schober  (auch  Diemen,  Mieten,  Feimen  genannt) 
kommen  in  der  Landwirtschaft  meist  als  größere  Haufen 
von  ungedroschenem  Getreide,  sowie  auch  von  Stroh  oder 
Futterkräutern    vor.     Sie    werden    mangels  genügend 
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großer  "Wirtscliaftsgebäiide  zur  Aufnahme  von  geernteten 
Feldfrüchten  im  Freien  auf  dem  Acker  erriclitet.  Da 
dieselben  häufig  nur  kurze  Zeit  stehen,  bis  entweder  in 
den  Wirtschaftsgebäuden  genügend  Platz  geschaffen  ist 
oder  die  Körner  nach  inzwischen  erfolgtem  Ausdrusch 
verkauft  oder  auf  den  Fruchtböden  untergebracht  werden 
können,  so  erstreckt  sich  die  Versicherung  der  Ernte 
beim  Einbringen  in  Schober  auch  auf  diese  noch  auf 
die  Zeit  einer  Woche,  vom  Beginn  der  Einbringung  ab 
gerechnet.  Ist  ihre  Dauer  eine  längere,  so  ist  eine  be- 
sondere sogenannte  Schoberversicherung  erforderlich,  und 
zwar  mit  Jlücksicht  darauf,  daß  ihnen  eine  höhere  Ge- 
fahr dadurch  innewohnt,  daß  sie  auf  dem  Felde  der 
Brandstiftung  —  sei  es  aus  Fahrlässigkeit  oder  aus  Bacli- 
suclit  —  in  erhöhtem  Maße  ausgesetzt  sind. 

Ist  ein  Schober  auch  im  allgemeinen  als  ein  Teil  der 
gesamten  Ernte  zu  betrachten,  so  charakterisiert  sich  eine 
Schoberversicherung  dennoch  im  wesentlichen  als  eine 
selbständige  Versicherung  aus  dem  Grrunde,  weil  für  sie  ein 
besonderer  Vertrag  mit  entsprechenden  Bedingungen  ab- 
geschlossen werden  muß.  Hieraus  folgt,  daß  ein  Schaden 
an  einem  Schober  bis  zur  Höhe  der  darauf  versicherten 
Summe  zu  vergüten  ist,  unbekümmert  darum,  ob  die  Ge- 
samternte ausreichend  versichert  ist  oder  nicht.  Wenn 
verschiedene  Gesellschaften  unter  Berufung  auf  die  vor- 
her erörterten  Bestimmungen  der  landwirtschaftlichen  Be- 
dingungen die  Praxis  geübt  haben,  einen  Schoberschaden 
auch  bei  genügender  Versicherung  des  betreffenden  Scho- 
bers nur  im  Verhältnis  des  gesamten  Erntewertes  zur 
Versicherung  in  der  Hauptpolize  zu  vergüten,  so  muß 
das  hiernach  ungerechtfertigt  erscheinen.  Es  ergibt  sich 
dieses  auch  daraus,  daß  es  gestattet  ist,  eine  Schoberver- 
sicherung bei  einer  anderen  Gesellschaft  abzuschließen, 
als  derjenigen,  bei  der  die  Hauptversicherung  genommen 
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ist,  sodaß  also  hier  die  Selbständigkeit  beider  Versiclie- 
riingen  unverkennbar  in  die  Erscheinung  tritt. 

Sofern  es  sich  um  einzelne  Schober  handelt,  dürfte 
die  Methode  der  Werterniittelung  an  selbigen  einfach 
sein.  In  großen  Landwirtschaften  pflegt  man  indessen 
eine  sogen,  summarische  (Pauschal-)  Schoberversicherung 
zu  nehmen.  Um  nicht  in  jedem  einzelnen  Falle  eine  be- 
sondere Versicherung  eingehen  zu  müssen,  wird  von  vorn- 
herein auf  in  Schober  zu  setzende  Feldfrüchte  eine  grö- 
ßere Summe  versichert.  Es  besteht  nur  die  Verpflichtung, 
von  jedem  gesetztem  Schober  dem  Versicherer  i^nzeige 
zu  erstatten.  Stellt  sich  nun  im  Erandschadenfalle  her- 
aus, daß  einer  der  abgebrannten  Schober  zu  gering  de- 
klariert ist,  andere  dagegen  zu  hoch,  so  muß  im  Sinne 
der  landwirtschaftlichen  Bedingungen  eine  Kom})ensation 
zwischen  den  einzelnen  Schobern  eintreten. 

Ist  durch  vorstehende  iVusführungen  die  Wertermitte- 
lung an  Schobern  selbst  gekennzeichnet,  so  entsteht  des 
Weiteren  die  Frage,  ob  bei  der  Feststellung  des  Gresamt- 
E rn t e w  e r t e s  zur  Hauptversicherung  der  Wert  der  Scho- 
ber mit  hinzuzurechnen  ist.  Dieses  ist  zu  bejahen.  Denn 
die  Versicherung  umf^ißt  die  ganze  Ernte,  die  in  Schober 
gesetzten  Feldfrüclite  waren  duich  die  Hauptversicherung 
bereits  gedeckt,  als  sie  noch  auf  dem  Felde  standen,  und 
fallen  ohne  Weiteres  dorthin  zurück,  Avenn  sie  wieder  in 
die  Wirtschaftsgebäude  gebracht  werden,  mögen  sie  in- 
zwischen auch  durch  eine  selbständige  Schoberversiche- 
rung von  der  Hauptversicherung  getrennt  gewesen  sein. 

Die  Bedeutung  hiervon  tritt  besonders  im  Falle  der 
oben  (S.  32  —  33)  eingehend  erörterten,  sogenannten  polizen- 
mäßigen  Verminderung  hervor,  bei  w^elcher  der  Wert  der 
Schober  nicht  unberücksichtigt  bleiben  darf.  Denn  die 
letztere  ist  eben  der  Größe  der  gesamten  A\^irtscliaft  an- 
gepaßt und  daher  so  berechnet,  daß  am  Verbrauch  und 
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Verkauf  die  gesamte  Ernte  beteiligt  ist.  Bei  AiiAvendimg 
der  oben  beschriebenen  Methode  der  Berechnung  des  je- 
weiligen Bestandes  auf  Grund  der  polizenmäßigen  Ver- 
minderung ergibt  sich  bisweilen,  daß  in  einer  abgebrann- 
ten Scheune  nur  geringe  Vorräte  vorhanden  gewesen  sein 
können.  Das  wird  häufig  vom  Versicherungsnehmer  be- 
mängelt. Es  ist  aber  sehr  wohl  möglich,  daß  die  Scheunen 
stark  geleert  sind,  während  noch  Schober  stehen,  weil  der 
tägliche  Verbrauch  zuerst  aus  den  Scheunen  gedeckt  wird. 

Von  erheblicher  praktischer  Bedeutung  wird  die  letz- 
tere Frage  wohl  nur  selten  Averden,  denn  bei  großen  Land- 
wirtschaften, in  denen  zahlreiche  Schober  gesetzt  sind, 
wird  der  Verbrauch  meist  aus  den  Büchern  zu  ermitteln 
sein.  Bei  kleineren  Betrieben  kommen  im  allgemeinen 
Schober  nicht  sehr  zahlreich  vor  und  sind  hier  auch  meist 
von  geringerem  AVerte.  Ihr  Einfluß  auf  die  polizenmäßige 
Verminderung  wird  daher  auch  nur  unbedeutend  sein. 

Bei  der  Berechnung  des  durch  die  Ernteversicherung 
gedeckten  Brandtagsbestandes  hingegen  haben  die 
Schober,  sofern  sie  bereits  länger  als  eine  Woche  im 
Felde  gestanden  haben,  auszuscheiden.  Dies  kommt  klar 
zum  Ausdruck,  indem  in  §  6  gesagt  ist,  daß  mit  Ablauf 
der  eimvöchigen  Frist  die  in  Schober  gesetzten  Ernte- 
erzeugnisse für  die  Zeit,  in  welcher  sie  im  Schober  ver- 
bleiben, aus  der  für  die  Ernte  genommenen  Versicherung 
w^egfallen.  Eine  Selbstversicherung  liegt  daher  nur  dann 
vor,  wenn  der  Brandtagsbestand  ohne  den  Wert  der 
Schober  die  Versicherungssumme  übersteigt. 

Es  erübrigt  sich  noch,  über  die  Qualität  der  in 
Schober  gesetzten  Erntefrüchte  einige  Worte  zu  sagen. 
Sofern  die  Schober  in  landwirtschaftlich  vollkommener 
Weise  unter  Anwendung  aller  Vorsichtsmaßregeln  auf- 
gestellt sind,  so  wird  ihre  Qualität  nicht  leiden,  zumal 
da  Fruchtschober,  d.  h.  Schober  von  ungedroschenem  Ge- 


—    46  — 


treicle,  in  der  Eegel  nur  kurze  Zeit  im  Felde  verbleiben. 
Eine  Wertverminderung  wird  also  nur  bei  Strohschobern 
eintreten,  die  längere  Zeit  im  Felde  stehen.  Bei  ihnen 
Avird  dann  auch  im  allgemeinen  nur  ein  geringerer  Preis 
vergütet  werden  dürfen. 

c)  Im  kaufmännischen  Betriebe. 

Im  weiteren  soll  nunmehr  von  der  Yersicherungswert- 
ermittelung  von  Waren  im  kaufmännischen  Betriebe 
die  Bede  sein.  Es  handelt  sich  hierbei  einmal  um  die 
im  Greschäfte  des  Händlers  befindlichen  Waren,  die 
eigentlichen  Handelswaren,  andererseits  um  die  im 
eigenen  Betriebe  erzeugten  und  noch  beim  Produzenten 
befindlichen  Waren,  die  Fabrikations  er  Zeugnisse. 

Bei  der  Ermittelung  ihres  Werts  kann  man  entweder 
vom  durchschnittlichen  Yerkaufswert  oder  von  demjenigen 
Preise  ausgehen,  für  welchen  gleiche  Waren  wieder- 
beschafft werden  können.  Dies  ist  beim  Kaufmann  der 
Ankaufswert,  der  im  Engrosj)reis  zum  Ausdruck  gelangt, 
beim  Fabrikanten  in  der  Kegel  der  Herstellungskosten- 
oder Produktions  wert. 

Sofern  es  erforderlich  wird,  zur  Ermittelung  der 
Selbstkosten  von  den  Verkaufspreisen  auszugehen,  müssen 
von  diesen  die  Yerkaufsspesen  und  der  Geschäftsgewinn 
abgezogen  werden. 

Bei  beiden  Arten  der  Wertermittelung  ist  als  Unter- 
nehmer gewinn  aufzufassen,  was  von  dem  Beinertrage 
übrig  bleibt,  wenn  die  Verzinsung  des  in  dem  Unter- 
nehmen tätigen  Kapitals,  gleichviel  ob  es  dem  Unter- 
nehmer selbst  gehört  oder  nicht,  und  der  Arbeitslohn, 
den  sich  der  Unternehmer  bei  etwaiger  eigener  Tätigkeit 
anrechnen  muß,  abgezogen  wird. 

Es  herrscht  in  der  Wissenschaft  und  auch  in  der 
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Praxis  Streit  darüber,  ob  und  inwieweit  Zinsen  bei  der 
Ermittelung  der  Gestebungspreise  von  AVaren  Berück- 
sichtigung finden  dürfen.  Ja,  es  ist  in  Sachverständigen- 
Gutachten  zum  Ausdruck  gebracht  worden,  daß  alle 
Zinsen  irgendwelcher  Art  nicht  zu  den  Geschäftsunkosten 
gehören,  sondern  aus  dem  Gewinn  gedeckt  werden  müssen, 
da  Waren,  z.  E.  auch  in  Inventuren,  nicht  mit  Zinsen 
belastet  werden  dürfen,  weil  der  Gestehungswert  derselben 
sich  dadurch  nicht  erhöhe. 

]N^un  wird  man  aber  untei'  allen  Umständen  jorivat- 
wirtschaftlich  die  Verzinsung  fremden  Kapitals  nicht  als 
Teil  des  Gewinns,  sondern  als  Unkosten  ansehen  müssen. 
Folgerichtig  kann  eigenes  Kapital  nicht  anders  behandelt 
w^erden,  weil  bei  der  Berechnung  der  Gestehungskosten 
kein  Unterschied  gemacht  werden  darf,  ob  ein  Unter- 
nehmer mit  eigenem  oder  fremdem  Kapital  arbeitet. 

Wenn  freilich  der  Beschaffungs-  oder  Marktpreis  der 
Ware  unter  den  ermittelten  Gestehungskosten  steht,  darf 
nur  der  erstere  zur  Entschädigung  gelangen. 

Rehm^)  äußert  sich  dahin: 

„Der  Betrag  der  Hypothekenzinsen  und  der  Zinsen 
des  eigenen  Kapitals,  welcher  auf  die  Dauer  der  Her- 
stellung, also  auf  die  Zeit  der  Herstellungsarbeiten  ent- 
fällt, gehört  nach  allgemeinen  Grundsätzen  zu  den 
Herstellungskosten.  Sie  dürfen  also  zum  Erw^erbspreis 
hinzugeschlagen  Averden,  wenn  der  gegenwärtige  Yer- 
kaufswert  nicht  niedriger  als  der  Herstellungspreis  ist." 

Die  Feuerversicherer  haben  sich  daher  auch  auf  den 
Standpunkt  gestellt,  daß  bei  der  Kalkulation  der  wirt- 
schaftlichen Gestehungskosten  grundsätzlich  die  Mitbe- 
rücksichtigung von  Kapitalzinsen  zu  billigen  ist.  .  Doch 
soll  es  der  Prüfung  im  Einzelfalle  unterliegen,  in  welcher 


^)  Kelim,  Die  Bilanzen  der  Aktiengesellschaften  S.  709. 
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Hölie  und  in  welchem  Umfange  Kapitalzinsen  als  Ge- 
stehungskosten anzuerkennen  sind. 

Aus  der  obigen  Begriffsbestimmung  des  Unternehmer- 
gewinns geht  ferner  hervor,  daß  bei  Ermittelung  der 
Selbstkosten  auch  die  eigene  Arbeitskraft  des  Unter- 
nehmers herangezogen  werden  darf. 

Es  ergibt  sich  solches  f)hne  Weiteres,  wenn  man  zum 
Vergleiche  das  Unternehmen  einer  Aktiengesellschaft  her- 
anzieht. Wie  bei  letzterer  ohne  allen  Zweifel  das  Ge- 
halt der  Leiter  der  Gesellschaft  zu  den  Betriebsunkosten 
gehört,  in  gleicher  Weise  muß  der  einzelne  Unternehmer 
sich  einen  Lohn  für  seine  Tätigkeit  anrechnen  dürfen. 
Solcher  muß  sich  naturgemäß  in  angemessenen  Grenzen 
bewegen  und  den  Leistungen  des  Unternehmers  wie  der 
Größe  des  Betriebes  entsprechen. 

Wenn  dem  entgegengehalten  wird,  daß  Unkosten 
dieser  Art  aus  dem  Geschäftsgewinn  zu  bestreiten  sind, 
so  ist  zu  erwidern,  daß  die  Tätigkeit  des  Unternehmers 
mit  zu  den  Betriebsunkosten  gehört  und  daß  man  die 
Vergütung  für  dieselbe  zu  den  Einkaufspreisen  zuschlagen 
muß,  um  den  Selbstkostenpreis  zu  erhalten. 

Die  Höhe  des  Gewinns  ist  aus  den  Geschäftsbüchern 
zu  ermitteln  und,  sofern  diese  verbrannt  sind,  in  der  Höhe 
anzunehmen,  wie  sie  in  Geschäften  der  jeweilig  vor- 
kommenden Art  üblich  ist.  (Vgl.  Urteil  des  Oberlandes- 
gerichts in  Celle  vom  17.  März  1904.)  Diese  Festsetzung 
des  Gewinns  dürfte  zweckmäßig  bei  Brandschadenfällen 
größeren  Umfemges  durch  gerichtliche  Sachverständige  zu 
bewirken  sein. 

Bei  der  Wertermittelung  von  Handelswaren  ist 
einmal  der  Bestand  des  Warenlagers,  sodann  der  Preis 
der  Waren  festzustellen.  Für  beide  sind  in  erster  Linie  die 
Geschäftsbücher  maßgebend,  hinsichtlich  der  Quantitäts- 
ermittelung als  Avichtigstes  das  Lagerbucli. 
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Sind  die  Lagerbüclier  mit  verbrannt  oder  überhaupt 
nicht  geführt^  so  wird  zur  Feststellung  des  Lagerbe- 
standes mitunter  versucht,  das  vom  Brande  betroffene 
Warenlager  zu  rekonstruieren.  Diese  Methode  hat 
eine  gewisse  Berechtigung,  wenn  es  sich  um  einen  Teil- 
schaden handelt  oder  wenn  bei  einem  größeren  Schaden- 
falle —  etwa  in  einem  Manufakturwarengeschäft  —  die 
Regale  noch  so  weit  erhalten  sind,  daß  festzustellen  ist, 
welche"  Quantitäten  einer  bestimmten  Stoffgattung  letztere 
fassen  konnten.  Ferner  müssen  zuverlässige  Aussagen  des 
Personals  ein  annähernd  genaues  Bild  darüber  geben, 
von  welcher  Qualität  die  im  Lager  gewesenen  Stoffe  in 
den  einzelnen  Eegalen  gewesen  sind  und  wieviel  von 
ihnen  zur  Zeit  des  Brandes  noch  vorhanden  war. 

Bei  einem  Totalschaden  ist  eine  derartige  Rekon- 
struktion nach  äußeren  Merkmalen  und  aus  dem  Ge- 
dächtnisse im  allgemeinen  nicht  angängig,  selbst  dann 
nicht,  wenn  —  wie  bei  einem  Möbellager  —  grö- 
ßere Stücke  von  höherem  Einzelwerte  in  Frage  kommen. 
Sie  wird  nur  da  Platz  greifen  dürfen,  wo  es  sich  um  ein 
kleines  Warenlager  mit  verhältnismäßig  wehigen 
Stücken  handelt.  Vollends  zur  Unmöglichkeit  wird  sie 
bei  einem  gemischten  Warengeschäft,  in  dem  Hunderte 
von  Artikeln  mit  den  verschiedensten  Preisen  erscheinen. 
Li  der  Regel  wird  die  Warenwertermittelung  daher  auf 
dem  Wege  des  buchmäßigen  Nachweises  zu  erfolgen 
haben,  wobei  die  Quantitäten  nicht  in  die  Erscheinung 
treten. 

Es  'mag  vorausgeschickt  werden,  daß  Handelswaren 
im  allgemeinen  einen  Durchschnitts-  oder  Normal- 
preis haben.  Die  Wertermittelung  ist  in  solchem  Falle 
einfach,  zumal  wenn  —  wie  beim  Gretreide  —  täglich 
börsenmäßige  Notierungen  erfolgen. 

Ist  auf  die  Gestehungskosten  zurückzugreifen,  so  ist 
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bei  einem  Warenlager  nicht  der  Wert  jedes  einzelnen  Gutes 
festzustellen,  sondern  das  gesamte  Lager  bildet  eine  Einheit. 

Wenn  ein  G-eschäftsbetrieb  über  das  ganze  Geschäfts- 
jahr hin  annähernd  gleiche  Umsätze  aufweist,  werden  aus 
den  Einnahmen  fortlaufend  die  Betriebsunkosten  gedeckt, 
sodaß  es  in  solchen  Fällen  nicht  erforderlich  ist,  sie  — 
insbesondere  also  auch  Zinsen  und  Arbeitsvergütung  für 
den  Unternehmer  —  bei  der  Schadensermittelung  zu  be- 
rücksichtigen. Wo  diese  Voraussetzung  dagegen  nicht 
zutrifft,  wo  sich  die  Verkäufe  auf  bestimmte  Zeitabschnitte 
konzentrieren,  während  der  Arbeits-  und  Kapitalaufwand 
kontinuierlich  ist,  müssen  die  Betriebsunkosten  in  An- 
schlag gebracht  werden. 

Der  üblichste  und  einfachste  Weg  einer  Warenwerter- 
mittelung ist  der  buchmäßige  Nachweis.  Er  bildet 
die  Regel,  wenn  das  Warenlager  eines  zur  Buchführung 
verpflichteten  Vollkaufnianns  in  Frage  kommt.  Hierbei 
ist  Voraussetzung,  daß  die  Geschäftsbücher  gerettet  sind, 
was  meistens  der  Fall  sein  wird,  da  diese  am  sichersten 
aufbewahrt  zu  werden  pflegen  und  beim  Brande  an  sie 
in  erster  Linie  gedacht  wird. 

Als  Ausgangspunkt  für  die  Wertermittelung  dienen 
hier  die  tatsächlich  gezahlten  Einkaufspreise.  Der 
Schaden  wird  im  allgemeinen  der  Höhe  derselben  ent- 
sprechen, da  man  für  sie  die  Waren  sofort  wieder  be- 
schaffen kann. 

Da  aber  dem  Kaufmann  stets  das  vergütet  werden 
soll,  was  er  braucht,  um  sich  in  den  Besitz  der  gleichen 
Sachen  zu  setzen,  so  wird  bei  Waren,  welche  keinen 
Durchschnitts-  oder  Normalpreis  haben,  unter  Umständen 
ein  höherer  als  der  tatsächlich  gezahlte  Einkaufspreis  ver- 
gütet werden  müssen.  Ist  letzterer  seit  der  Beschaffung 
der  Waren  gestiegen,  so  muß  ein  entsprechender  Kon- 
junkturaufschlag bewilligt  werden. 
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An snahms weise  ist  auch  in  dem  Falle  mehr  als  der 
Kaufpreis  zu  vergüten,  wenn  die  verbrannten  Waren 
aus  einem  Gelegenheitskaufe  stammen,  bei  dem  sie  zu 
einem  außergewöhnlich  niedrigen  Preise  erstanden  worden 
sind.  Es  ist  hierbei  indessen  zu  berücksichtigen,  daß  es  sich 
meist  um  sogenannte  Partiewa re  handelt,  die  gewöhnlich 
minderwertig  ist. 

Mit  einem  entsprechend  niedrigeren  Preise  sind  die- 
jenigen AYaren  einzusetzen,  die  durch  längeres  Lagern 
oder  —  wie  z.  B.  Yiktualien-  durch  allmähliches  Ver- 
derben an  Wert  verloren  haben  oder  —  wie  z.  B.  Mode- 
w^aren  —  als  veraltet  nur  noch  einen  ganz  geringen  Wert 
besitzen. 

Zu  den  Einkaufspreisen  treten  Frachten,  Porti  und 
dergleichen  Spesen  hinzu,  w^ährend  andererseits  ein  be- 
stimmter Satz  als  Skonto  zu  kürzen  ist.  Zu  einem  Ab- 
züge des  letzteren,  der  von  den  Lieferanten  im  Falle  der 
Barzahlung  geAvährt  wird,  sind  die  Versicherer  deshalb 
berechtigt,  Aveil  nach  §  15  der  Allgemeinen  Versiehe - 
rungs -Bedingungen  die  Entschädigung  nach  Ablauf  eines 
Monats  seit  der  Anzeige  des  Versicherungsfalls  mit  vier 
vom  Hundert  für  das  Jahr  zu  verzinsen  ist. 

Um  im  Falle  eines  Brandes  den  Bestand  und  Wert 
des  AVarenlagers  festzustellen,  sind  von  den  Waren e i n- 
gängen  die  W  arenausgänge  in  Abzug   zu  bringen. 

Auch  diese  sind  buchmäßig  zu  ermitteln,  nur  ist,  da 
hier  die  Verkaufspreise  eingestellt  sind,  von  ihnen  der 
Bruttogewinn  zu  kürzen.  Bemerkt  mag  kurz  noch 
werden,  daß  der  Gewinn  am  besten  nach  dem  Durch- 
schnitt der  letzten  Jahre  unter  Zugrundelegung  des  Um- 
satzes zu  ermitteln  und  daß,  falls  Modeartikel,  soAvie 
Lager-  und  Ladenhüter  mit  in  Frage  kommen,  solches 
ebenfalls  entsprechend  in  Rechnung  zu  ziehen  ist. 

4* 
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Selbst  wenn  die  ßüclier  nur  teilweise  gerettet  oder 
die  geretteten  so  stark  beschädigt  sind,  daß  sie  keinen 
vollständigen  buclimäßigen  'Nachweis  ermöglichen,  wird 
es  ratsam  sein,  soweit  irgend  angängig,  eine  buchmäßige 
Wertermittelung,  die  immer  der  sicherste  Weg  bleibt, 
durchzuführen.  Hiergegen  ist  gelegenthcli  geltend  ge- 
macht worden,  daß  ein  gewissenhafter  Sachverständiger, 
der  nicht  schematisch  verfahre,  auf  dem  Standpunkt 
stehen  müsse,  erforderlichenfalls  auch  eine  vollständig  er- 
haltene Buchführung  nicht  ohne  weiteres  hinzunehmen, 
sondern  kritisch  zu  ergänzen.  Solches  sei  notwendig,  weil 
die  Buchführung  nicht  für  den  Brandfall  eingerichtet 
und  die  Gesichtspunkte  für  die  Yersicherungswertermitte- 
lung  andere  seien,  als  diejenigen  des  Kaufmanns  bei  der 
Buchführung.  Mit  Recht  ist  demgegenüber  betont  worden, 
daß,  wenn  diese  Ansicht  allgemein  Platz  griÖ'e,  auf  die 
Buchführung  und  Abschlüsse  der  Kaufleute  ein  sonder- 
bares Licht  iiele  und  dem  Betrug  Tür  und  Tor  geöffnet 
werden  würde.  Für  den  Kaufmann  müßten  in  erster 
Linie  seine  Bücher  maßgebend  und  beweiskräftig  sein. 
Da  auch  die  Inventur  und  Bilanzen,  zu  deren  Aufstellung 
der  Kaufmann  verpflichtet  sei,  zu  den  Bestandteilen  der 
Geschäftsbücher  gehören,  so  sei  es  richtig,  wenn  man 
sich  dieser  bei  einer  Brandschadenwerterniittelung  als 
erster  Grundlage  bediene. 

Schwieriger  liegt  der  Fall,  wenn  die  Geschäfts- 
bücher verbrannt  oder  die  Lagerbüclier  nicht  auf  dem 
Laufenden  gehalten  sind,  sodaß  sie  eine  zutreöende  Be- 
stands-Ermittelung nicht  ermöglichen.  Ganz  besonders  mühe- 
voll und  zeitraubend  aber  wird  es  sein,  den  Wert  eines  Waren- 
lagers festzustellen,  wenn  eine  ordnungsmäßige  Buchführung 
—  wie  bei  Kleinkaufleuten  —  überhaupt  nicht  vorhanden 
ist  und,  wie  es  namentlich  bei  Krämern  auf  dem  Lande 
vorkommt,  die  verschiedensten  Artikel  im  Lager  erscheinen. 
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Im  ersten  Falle  wird  man  auf  die  Inventur  zurück- 
greifen, im  letzteren,  wo  auch  diese  fehlt,  einen  nach  dem 
Umsätze  der  letzten  Jahre  zu  vereinbarenden  Wert  des 
Warenlagers  zu  Grunde  legen  müssen. 

Zum  Inventurbestande  treten  die  aus  den  Eechnungen 
zu  ermittelnden  Eingänge.  Sind  jene  verbrannt  oder 
nicht  mehr  vorhanden,  so  können  Abschriften  derselben 
von  den  Lieferanten  eingeholt  werden.  Die  gegen  bar  — 
namentlich  auf  i^uktionen  —  gekauften  Waren,  für  die  es 
schriftliche  Belege  kaum  geben  wird,  sind  mit  zu  berück- 
sichtigen und  endlich  sind  mitunter  noch  gemäß  den  obigen 
Ausführungen  (S.  50)  die  Betriebsunkosten  hinzuzuschlagen. 

Den  Eingängen  sind  die  Warenausgänge  gegenüber- 
zustellen. Hierfür  findet  man  leichter  die  erforderlichen 
Grundlagen,  da  auch  bei  sonst  nicht  ordnungsmäßiger 
Buchführung  wenigstens  die  Tageslosungen  und  die  auf 
Borg  verkauften  Waren  buchmäßig  geführt  zu  werden 
pÜegen.  Berücksichtigt  man  schließlich  noch  den  Ver- 
brauch im  eigenen  Haushalt  und  setzt  einen  Betrag  für 
Gegenstände  ab,  die  in  Verlust  geraten  sein  können,  so 
wird  man  annähernd  den  tatsächlichen  Warenbestand  er- 
halten. 

Von  den  Warenausgängen,  bei  denen  die  Verkaufs- 
preise eingesetzt  sind,  ist,  wie  bereits  erwähnt,  der  Brutto- 
gewinn abzusetzen.  Letzterer  spielt  eine  erhöhte  Bolle, 
wenn  bei  Mchtvorhandensein  der  Geschäftsbücher  auch 
bei  den  Wareneingängen  vom  Verkaufspreise  ausgegangen 
werden  muß. 

Die  bei  der  Warenwertermittelung  sich  ergebenden 
Schwierigkeiten  werden  gesteigert,  sobald  übertriebene  Er- 
satzansprüche gestellt  werden  und  der  Schadenfall  un- 
reeller Natur  ist. 

Bei  der  Versicherungswertermittelung  von  Fabrika- 
tionserzeugnissen muß,  da  diese  in  der  Eegel  keinen 
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Marktpreis  haben,  meistens  auf  die  Gestehungskosten  zu- 
rückgegriffen werden. 

Bei  der  Wertermittelung  von  fertigen  Fabrikaten 
im  Brandschadenfalle  ist  zunächst  von  der  Inventur  aus- 
zugehen, und  zwar  in  der  Eegel  von  der  letzten.  Die- 
selbe ist  nach  den  Selbstkosten  aufzustellen.  Denn  nie- 
mand darf  bei  Feststellung  des  Vermögensbestandes  den 
Grewinn,  welcher  erst  durch  den  Verkauf  realisiert  wird, 
in  Anrechnung  bringen.  Hat  es  nach  Lage  der  Sache 
den  Anschein,  als  ob  nicht  nur  die  tatsächlichen  Her- 
stellungskosten, sondern  bereits  ein  Teil  des  Grewinns  mit- 
berechnet ist,  so  wird  es  zweckmäßig  sein,  auf  eine  der 
früheren  Inventuren  zurückzugreifen. 

Davon  ausgehend  hat  man  als  Eingänge  die  Roh- 
materialien und  diejenigen  Betriebsunkosten  hinzuzu- 
rechnen, die  zur  Ermittelung  der  Grestehungspreise  aus 
der  Berechnung  der  Fabrikationskosten  herangezogen 
werden  müssen.  Es  sind  dieses  die  eigentlichen  Pro- 
duktionskosten, d.  h.  die  nur  auf  der  Erzeugung  un- 
mittelbar lastenden  Unkosten  mit  Ausschluß  derjenigen, 
die  auf  die  Erzeugnisse  erst  zugeschlagen  werden  dürfen, 
wenn  sie  die  Fabrik  verlassen.  Letztere  —  wie  beispiels- 
weise Reisekosten  zum  Zwecke  des  Verkaufs  der  fertigen 
Waren  —  fallen  lediglich  dem  Vertrieb  oder  Handel  zu 
und  sind  als  Vertriebskosten  zu  bezeichnen,  daher  hier 
außer  acht  zu  lassen. 

In  Verbindung  mit  den  für  die  W  arenwertermittelung 
im  allgemeinen  aufgestellten  Grundsätzen  wird  man  bei 
Ermittelung  der  Produktionskosten  folgende  Gruppen 
unterscheiden  können : 

1.  Rohmaterialien  nebst  Hilfs-  und  Betriebsmatc- 
rialien  einschließlich  Transportkosten,  sowie  auch  Reise- 
spcscn  zum  Zwecke  des  Einkaufs  der  Rohstoffe; 
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2.  Arbeitslöhne  und  Geliälter  des  Betriebsperso- 
nals.  sowie  Yersiclierungsbeiträge  für  dieselben ; 

3.  Der  eigentliche  Produktionsaiifwand,  als  Ver- 
zinsung des  Unternehnierkapitals  und  ein  Arbeitslohn  für 
den  Unternehmer,  ferner  die  Abnutzung  der  Gebäude, 
Maschinen  und  sonstigen  Betriebsmittel,  sowie  die  Unter- 
haltungskosten für  diese,  einschließlich  Heizung,  Beleuch- 
tung und  Wasser,  endlich  sonstige  Versicherungskosten 
aller  Art,  sowie  die  auf  dem  Uabrikationsbetrieb  lastenden 
Steuern  und  dergleichen. 

Es  bedarf  noch  kurz  der  Erwähnung,  daJß  bei  Be- 
messung des  Wertes  von  in  Arbeit  befindlichen  Ea- 
brikaten,  also  von  unfertigen  Waren,  was  sich  aus  der 
Natur  der  Sache  von  selbst  ergibt,  die  Löhne  und  son- 
stigen Betriebsunkosten  nur  verhältnismäßig  in  dem  Um- 
fange angerechnet  werden  dürfen,  als  die  Eabrikation  bei 
denselben  bereits  vorgeschritten  ist.  Die  Höhe  ihres 
AVertes  richtet  sich  also  jedesmal  danach,  in  welchem 
Stadium  der  Verarbeitung  sie  sich  befinden. 

AVie  dargetan,  wird  die  W^ertermittelung  bei  Eabri- 
kationserzeugnissen  in  der  Begel  auf  eine  Feststellung  der 
Gestehungskosten  hinauskommen.  Ausnahmsweise  kommt 
es  auch  vor,  daß  jene  einen  Markt-  oder  Börsenpreis 
haben,  und  zwar  findet  sich  ein  solcher  mitunter  bei  In- 
dustrien, die  sich  an  die  Landwirtschaft  angliedern.  Ist 
ein  solcher  Preis  vorhanden,  so  wird  derselbe  im  Brand- 
schadenfalle der  Entschädigungsberechnung  zu  Grunde  ge- 
legt werden  müssen. 

Es  kann  aber  einmal  ein  niedrigerer  Preis  angenommen 
werden,  weil  der  Unternehmer  infolge  des  Brandes  der 
Arbeit  der  Verwertung  der  Waren  überhoben  wird  und 
dadurch  die  zur  Erzielung  jenes  Preises  noch  aufzuwen- 
denden Kosten  spart.  Andererseits  wird  ein  höherer  als 
der  Marktpreis  zu  vergüten  sein  wegen  etwaiger  Aufwen- 
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düngen,  die  der  Unternelimer  nocli  machen  muß,  um 
seinen  Verpflichtungen  für  die  Lieferung  der  verbrannten 
AVaren  nachzukommen. 

Unter  Umständen  kann  es  zweifelhaft  sein,  ob  eine 
Ware  überhaujit  einen  Markt-  oder  Börsenpreis  hat.  So 
wird  in  neuerer  Zeit  —  namentlich  in  der  Provinz  Sachsen 
—  die  Herstellung  von  Trockensclmitzeln  in  Zuckerfabriken 
in  größerem  Umfange  betrieben.  Diese  Fabrikation  hat 
sich  bereits  zu  einem  bedeutenden  Industriezweige  ent- 
wickelt. Einen  börsenmäßigen  Marktpreis  gibt  es  für 
Trockenschnitzel  aber  nicht.  Gleichwohl  findet  z.  B.  in 
der  Magdeburgischen  Zeitung  eine  Preisnotierung  statt. 
Im  übrigen  regelt  sich  der  Preis  je  nach  den  Lokal  Ver- 
hältnissen durch  Angebot  und  Nachfrage,  wobei  allerdings 
nicht  selten  die  Magdeburger  Notierung  zu  Grunde  gelegt 
wird.  Unter  diesen  Umständen  wird  in  der  Praxis  von 
den  Feuerversicherern  allgemein  der  börsenmäßige  Markt- 
]Dreis  vergütet,  da  in  diesem  der  Wert  der  Ware  am 
besten  zum  Ausdruck  kommt. 

Als  Ergebnis  der  obigen  Ausführungen  kann  der 
Grundsatz  aufgestellt  werden,  daß  für  die  Ermittelung 
des  Wertes  von  Fabrikationserzeugnissen  die  Kosten  des 
Bohmaterials  nebst  den  Gestehungskosten  dienen,  sofern 
für  derartige  Waren  kein  Markt-  oder  Börsenpreis  vor- 
handen ist.  Wo  ein  solcher  besteht,  wird  er  der  Ent- 
schädigung zu  Grunde  gelegt. 

In  einem  Ausnahmefalle  ist  anerkannt  worden,  daß 
der  individuelle  Yerkaufsj^reis  vergütet  werden  darf 

Die  von  einzelnen  Gesellschaften  mit  dem  „Verein 
der  deutschen  Zucker  Industrie"  abgeschlossenen  Ver- 
träge enthalten  nämlich  folgende  Bestimmung  —  ein  Zu- 
geständnis, das  im  übrigen  auch  von  den  anderen  Gesell- 
schaften gemacht  wird  — : 

„Falls  Süßen  eigener  Fabrikation  vor  dem  Brande  zu 
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festen  Preisen  im  Voraus  verkauft  sind  und  der  be- 
treffende Schlußscliein  an  den  Vorsitzenden  des  Vereins 
der  deutschen  Zuckerindustrie  ebenfalls  vor  dem  Brande 
abgesandt  ist,  so  ündet  die  Regulierung  solcher  Süßen, 
soweit  sie  zur  Zeit  des  Brandes  zwar  fertig,  aber  an  den 
Käufer  noch  nicht  übergeben  waren,  nach  dem  Verkaufs- 
preise dieser  Produkte  statt,  abzüglich  eines  angemessenen 
Diskonts  für  vor  dem  Lieferungstage  geleistete  Zahlung. 
Zunächst  sind  jedoch  diese  Verkaufsgeschäfte  aus  den 
von  dem  Brande  verschonten  Süßen,  soweit  dieselben 
lieferbar  sind  und  nicht  weiter  als  10  Kilometer  von  der 
Brandstätte  lagern,  zu  erfüllen  und  zwar  der  Reihe  nach, 
entsprechend  den  in  den  Schlußscheinen  stipulierten  Lie- 
ferungsterminen. " 

Anträge  aus  Kreisen  der  Versicherungsnehmer  auf 
Vergütung  des  individuellen  Verkaufspreises  bei  anderen 
im  Voraus  verkauften  Waren  sind  von  den  Feuerversiche- 
rern bisher  stets  abschlägig  beschieden  worden. 

Es  ist  von  der  Vereinigung  der  in  Deutschland  ar- 
beitenden Privat  -  Feuerversicherungs  -  Gesellschaften  der 
Beschluß  gefaßt  worden,  daß  —  mit  der  obigen  alleinigen 
Ausnahme  —  bei  keiner  Versicherung  eine  Bedingung 
zugestanden  werden  darf,  wonach  für  die  auf  Lager  be- 
findlichen verkauften  Waren  nicht  der  Rechnungswert  des 
Einkaufs  oder  der  Herstellungswert,  sondern  der  durch 
die  den  Kunden  gegebene  Kommissionskopie  oder  durch 
das  Kommissionsbuch  nachweisbare  Verkaufspreis  zu  ent- 
schädigen ist. 


Lebenslauf. 


Am  15.  März  1874  zu  Insterburg  geboren,  evangelisch, 
besuchte  ich  das  G-ymnasium  meiner  Vaterstadt,  welches 
ich  Ostern  1892  mit  dem  Zeugnis  der  Reife  verließ. 

Hiernach  widmete  ich  mich  dem  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Studium  an  den  Universitäten  Heidel- 
berg, Berlin  und  Königsberg.  Da  ich  von  jeher  ein  reges 
Interesse  für  Versicherungswesen  hatte,  wandte  ich  mich 
nunmehr  praktischer  Versicherungstätigkeit  zu. 

Ich  bin  ununterbrochen  in  den  verschiedenartigsten 
Stellungen  bei  deutschen  Versicherungsgesellschaften  in 
München,  Mannheim.  Magdeburg  und  Berlin  tätig  ge- 
wesen und  arbeite  gegenwärtig  als  Vorsteher  der  Brand- 
schaden-Abteilung bei  der  Leipziger  Feuer- Versicherungs- 
Anstalt.  In  Leipzig  habe  ich  mich  mit  nationalökono- 
mischen Studien,  insbesondere  auf  dem  Grebiete  des  Ver- 
sicherungswesens, beschäftigt. 

Ich  besuchte  die  Vorlesungen  bei  den  Herren  Pro- 
fessoren 

Bekker,  Grg.  Meyer  und  Schroeder  in  Heidelberg, 
Brunner,  Eck,  v.  Treitschke,  Ad.  Wagner  und  Weber 
in  Berlin, 

Endemann,  Grareis,  Grradenwitz,  Güterbock,  Salkowski, 
Schirm  er,  Seydel,  ümpfenbach,  Weyl  und  Zorn  in 
Königsberg. 

Das  Examen  rigorosum  bestand  ich  am  4.  Dezember  1909. 


Gurt  Heyne. 


